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S. 2 – 10
-
Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung
S. 11 - 22
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-
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-
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-
Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- 

oder Verwaltungsbehörden
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Sitten, Dezember 2007

Vorentwurf zum Gesetz

über die Gerichtsorganisation und die Organisation der Staatsanwaltschaft 

(Rechtspflegeorganisationsgesetz) (E.ROG)

Der Grosse Rat des Kantons Wallis

eingesehen die Artikel 122 Absatz 2 und 123 Absatz 2 der Bundesverfassung;

eingesehen die Artikel 31 Absatz 1 Ziffer 1, 42 Absatz 1, 60 und fortfolgende der Kantonsverfassung;

auf Antrag des Staatsrates;

verordnet:

1. Kapitel: Gegenstand des Gesetzes

Art. 1
Zweck

Vorliegendes Gesetz bezweckt die Bestimmung:

a)
der Organisation der Gerichtsbehörden und der Staatsanwaltschaft;

b)
der Aufgaben des Kantonsgerichts und der Staatsanwaltschaft hinsichtlich der internen Organisation der Behörden der Gerichte und der Strafverfolgung;

c)
die Bedingungen zur Ausübung gerichtlicher Ämter.

Art. 2
Zuständigkeiten der Gerichtsbehörden und der Staatsanwaltschaft

Die Zuständigkeiten der Gerichtsbehörden und der Staatsanwaltschaft sind durch die Spezialgesetzgebung festgelegt, namentlich durch:

a)
die Bundesrechtspflege;

b)
die Einführungsgesetze zur Bundesrechtspflege;

c)
das Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege.

Art. 3
Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden

Die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden für die Verwaltung der Zivilgerichte, der Strafgerichte, der Verwal​tungsgerichte und der Sozialversicherungsgerichte bleibt vorbehalten.

Art. 4
Gleichstellung von Mann und Frau

Jede Bezeichnung der Person, des Statuts oder der Funktion gilt in gleicher Weise für Mann oder Frau.

2. Kapitel: Gerichtsorganisation - Allgemeines

Art. 5
Gemeinderichter

1 Jede Gemeinde hat einen Richter und einen Vizerichter. Zwei oder mehrere Gemeinden können jedoch denselben Richter und/oder Vizerichter haben. 

2 Die Ernennung wird durch die Kantonsverfassung und das Gesetz über die politischen Rechte geregelt. 

3 Die Richter und die Vizerichter werden vom Bezirksrichter vereidigt, der die Aufsichtsbehörde ist. 

4 Wenn der Richter und der Vizerichter verhindert oder im Ausstand sind, so werden sie durch den Richter oder Vizerichter, der vom Bezirksrichter ihres Sitzes bezeichnet wird, ersetzt. 

5 In zivilrechtlichen Angelegenheiten muss sich der Gemeinderichter von einem durch ihn bezeichneten Juristen als Schreiber verbeiständen lassen. 

6 Die Aufsichtsbehörde der Gemeinderichter sorgt für eine einheitliche Ausbildung, namentlich mittels Rundschrei​ben, Weisungen sowie nach Bedarf Einberufung von Konferenzen. 

Art. 6
Polizeigerichte

1 In jeder Gemeinde besteht ein Polizeigericht aus wenigstens drei Mitgliedern und drei Eratzpersonen, die vom Ge​meinderat ernannt werden, welcher den Gerichtspräsidenten bezeichnet. 

2 Im Polizeigericht darf maximal ein Mitglied des Gemeinderates vertreten sein. 

3 Das Polizeigericht hat sich von einem Juristen als Schreiber verbeiständen zu lassen, welcher vom Präsidenten bestimmt wird.

Art. 7
Bezirksgerichte

1 Es gibt neun Bezirksgerichte, deren Sitz wie folgt bestimmt wird:

a) in Brig für die Bezirke Goms, Östlich-Raron und Brig;

b)
in Visp für den Bezirk Visp; 

c)
in Leuk-Stadt für die Bezirke Leuk und Weslich-Raron; 

d)
in Siders für den Bezirk Siders; 

e)
in Sitten für die Bezirke Ering und Gundis; 

f)
in Sitten für den Bezirk Sitten; 

g)
in Martinach für die Bezirke Martinach und St. Maurice;

h)
in Sembrancher für den Bezirk Entremont; 

i) in Monthey für den Bezirk Monthey.

2 An jedem Gericht gibt es einen oder mehrere Bezirksrichter. 

3 Jeder Bezirksrichter hat einen Stellvertreter, der ihn bei Verhinderung, Arbeitsüberlastung oder Ausstand ersetzt. Bei Gerichten mit mehreren Richtern vertreten sich diese von Amtes wegen. 

4 Der Bezirksrichter und ihre Stellvertreter werden vom Kantonsgericht für die Dauer der Legislaturperiode ernannt und vereidigt. 

Art. 8
Kantonsgericht

1 Das Kantonsgericht übt die oberste Gerichtsbarkeit im Kanton aus.

2 Der Grosse Rat bestimmt auf dem Beschlussweg die Zahl der Kantonsrichter und jene der Kantonsrichter-Stellver​treter unter Berücksichtigung der sprachlichen Ausgewogenheit. 

3 Er wählt und vereidigt die Kantonsrichter und die Kantonsrichter-Stellvertreter für die Dauer der Legislaturperiode. 

4 Das Kantonsgericht hat seinen Sitz in Sitten.

3. Kapitel: Organisation der Zivilgerichtsbarkeit 

Art. 9
Grundsatz

Die Zivilgerichtsbarkeit wird ausgeübt durch: 

a) die Gemeinderichter; 

b) 
die Bezirksgerichte; 

c) 
das Kantonsgericht;

d)
das Arbeitsgericht;

e)
die kantonale Schlichtungskommission in Mietsachen;

f)
das Mietgericht

g)
die kantonale Schlichtungskommission in Gleichstellungssachen;

h)
die interdisziplinäre Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde.
Art. 10
Arbeitsgericht

1 Für das gesamte Kantonsgebiet besteht ein Arbeitsgericht.

2 Das Arbeitsgericht tagt in einer Zusammensetzung von drei Mitgliedern: ein Präsident, der entsprechend Kapitel 9 des vorliegenden Gesetzes eine ständige gerichtliche Funktion ausübt,  einem Arbeitgeber- und einem Arbeit​nehmervertreter. Die Vertreter üben keine ständige gerichtliche Funktion aus. Das Gesetz kann die Zuständigkeit des Präsidenten vorsehen, welcher als Einzelrichter entscheidet.

3 Auf Vorschlag des Kantonsgerichts und Bericht des Staatsrates legt der Grosse Rat auf dem Beschlussweg die Anzahl Präsidenten und Vertreter fest. Diese werden unter Berücksichtigung der sprachlichen Ausgewogenheit für die Dauer einer Legislaturperiode ernannt und vereidigt.

4 Das Arbeitsgericht hat seinen Sitz in Sitten. Grundsätzlich finden die Verhandlungen am Wohnsitzort des Arbeit​nehmers oder in dessen Nähe statt, wenn dieser seinen Wohnsitz im Kanton hat. Andernfalls bestimmt das Arbeits​gericht den Verhandlungsort.

Art. 11
Kantonale Schlichtungskommission in Mietsachen

1 Auf dem Kantonsgebiet besteht eine Schlichtungskommission in Mietsachen.

2 Die Kommission tagt in einer Zusammensetzung von drei Mitgliedern: ein Präsident, der eine nach Kapitel 9 des vorliegenden Gesetzes ständige gerichtliche Tätigkeit Gerichtsbarkeit ausübt, ein Mitglied als Vertreter der Mieter und Pächter, sowie ein Mitglied als Vertreter der Vermieterschaft.

3 Auf Vorschlag des Kantonsgerichts und Bericht des Staatsrates legt der Grosse Rat auf dem Beschlussweg die Anzahl der Präsidenten und der Vertreter der Mieter oder Pächter und diejenige der Vermieter fest. Die Vertreter werden unter Berücksichtigung der sprachlichen Ausgewogenheit und der bundesrechtlichen Vorschriften für die Dauer einer Legislaturperiode vom Kantonsgericht ernannt und vereidigt.

4 Die Kommission hat ihren Sitz in Sitten. Grundsätzlich finden die Verhandlungen am Wohnsitzort des Mieters oder in dessen Nähe statt, wenn dieser seinen Wohnsitz im Kanton hat. Andernfalls bestimmt die Kommission den Ver​handlungsort.

Art. 12
Das Mietgericht

1 Auf dem Kantonsgebiet besteht ein Mietgericht.

2 Das Gericht tagt in einer Zusammensetzung von drei Mitgliedern: ein Präsident, der eine nach Kapitel 9 des vorlie​genden Gesetzes ständige gerichtliche Tätigkeit ausübt, einem Vertreter der Mieter und Pächterschaft und einem Ver​treter der Vermieterschaft. Das Gesetz kann die Zuständigkeit des Präsidenten anordnen, um als Einzelrichter zu ent​scheiden.
3 Auf Vorschlag des Kantonsgerichts und Bericht des Staatsrates legt der Grosse Rat auf dem Beschlussweg die Anzahl der Präsidenten und der Vertreter der Mieter- oder Pächter und der Vermieter fest. Diese werden unter Be​rücksichtigung der sprachlichen Ausgewogenheit für die Dauer einer Legislaturperiode vom Kantonsgericht ernannt und vereidigt.

4 Die Kommission hat ihren Sitz in Sitten. Grundsätzlich finden die Verhandlungen am Wohnsitzort des Mieters oder Pächters oder in dessen Nähe statt, wenn dieser seinen Wohnsitz im Kanton hat. Andernfalls bestimmt das Gericht den Verhandlungsort.
Art. 13
Kantonale Schlichtungskommission in Gleichstellungsstreitsachen

1 Auf dem Kantonsgebiet besteht in Streitsachen betreffend das Gleichstellungsgesetz eine Schlichtungskommission.

2 Die Kommission tagt in einer Zusammensetzung von sieben Mitgliedern: ein Präsident, der eine nach Kapitel 9 des vorliegenden Gesetzes ständige gerichtliche Tätigkeit ausübt und sechs nicht ständigen Mitgliedern, welche die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer vertreten.

3 Auf Vorschlag des Kantonsgerichts und Bericht des Staatsrates legt der Grosse Rat auf dem Beschlussweg die Anzahl der Präsidenten und der Mitglieder fest. Diese werden unter Berücksichtigung der sprachlichen Ausgewo​genheit und der bundesrechtlichen Vorschriften für die Dauer einer Legislaturperiode vom Kantonsgericht ernannt und vereidigt.

4 Die Kommission hat ihren Sitz in Sitten. Grundsätzlich finden die Verhandlungen am Wohnsitzort des Arbeitneh​mers oder in dessen Nähe statt, wenn dieser seinen Wohnsitz im Kanton hat. Andernfalls bestimmt die Kommission den Verhandlungsort.

Art. 14
Interne Organisation des Arbeits- und Mietgerichts und der kantonalen Schlichtungskommissionen

1 Dieselben Richter präsidieren das Arbeitsgericht, das Mietgericht und die kantonalen Schlichtungskommissionen, oder können diese präsidieren.

2 Die Verwaltung des Arbeitsgerichts, des Mietgerichts und der kantonalen Schlichtungskommissionen erfolgt im Rahmen ein und derselben Verwaltungsstruktur.

3 Das Kantonsgericht bestimmt unter den Präsidenten einen Doyen. Seine Aufgabe besteht darin, die Angelegenhei​ten zu verteilen, eine einheitliche Rechtsanwendung zu gewährleisten und die Weiterbildung der nicht ständigen Mitglieder sicherzustellen.

4 Im Übrigen wird die interne Organisation des Arbeitsgerichts, des Mietgerichts und der kantonalen Schlich​tungskommissionen vom Kantonsgericht in einem Reglement geregelt.
Art. 15 
Interdisziplinär zusammengesetzte Schutzbehörde

a) Zusammensetzung
1 Die interdisziplinär zusammengesetzte Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (Schutzbehörde) ist den erstinstanzlichen Zivilgerichten angegliedert. Der Vorsitz wird von einem erstinstanzlichen Richter geführt. Sie setzt sich zusammen aus dem Präsidenten und zwei Beisitzern, die entsprechend der zu treffenden Entscheidungen und zu erfüllenden Aufgaben aufgeboten werden.
2 Die Beisitzer rekrutieren sich aus Personen, die über theoretische und praktische Kenntnisse in einem anderen Fachbereich verfügen, namentlich Bildung, Pädagogik, Sozialarbeit, Medizin, Psychologie, Buchhaltung oder treuhänderische Vermögensverwaltung.

Art. 16

b) Ernennung der Mitglieder

1 Das Kantonsgericht ernennt den Präsidenten der Schutzbehörde und seinen oder seine Stellvertreter für jeden Kreis, wobei dieselbe Person ihre Funktion in mehr als einem Kreis ausüben kann. Es ernennt überdies 15-20 Beisitzer, die regelmässig oder vertretungsweise in mehreren Kreisen aufgeboten werden können. 

2 Vor der Ernennung erfolgt eine öffentliche Ausschreibung im Amtsblatt und eine Konsultation der einschlägigen Berufsverbände. Bei der Wahl ist im Rahmen des Möglichen die Ausgewogenheit nach Geschlechtern und Regionen zu beachten.

3 Die Beisitzer werden  für vier Jahre gewählt. Das Mandat kann für die gleiche Amtsdauer erneuert werden, ohne dass ein Anspruch auf Beibehaltung der Funktion besteht. Die vertraglichen oder öffentlichrechtliche Rechte bleiben vorbehalten. Die Alterslimite beträgt 65 Jahre. 

4. Kapitel: Organisation der Strafrechtspflege 

Art. 17
Grundsatz

1 Die Strafgerichtsbarkeit wird ausgeübt durch:

a)
die Polizeigerichte;

b)
die Bezirksgerichte;

c)
die Zwangsmassnahmengerichte;

d)
die Kreisgerichte;

e)
die Straf- und Massnahmenvollzugsrichter;

f)
die Jugendrichter und das Jugendgericht;

g)
das Kantonsgericht,

mit der Mitarbeit der gerichtlichen Polizei und der kantonalen Dienststelle für die Jugend. 

2 Die Zuständigkeiten des Staatsanwaltes bleiben vorbehalten.

Art. 18
Zwangsmassnahmengerichte

1 Das Zwangsmassnahmengericht wird dem erstinstanzlichen Gericht am Sitz jedes Amtes der Staatsanwaltschaft angegliedert.

2 Jeder Bezirksrichter des Kreises kann im Zwangsmassnahmengericht amten. 

3 Das Zwangsmassnahmengericht, das in Form des Einzelrichters entscheidet, kann permanent angerufen werden; es kann Verhandlungen an ihm geeignet erscheinenden Orten durchführen.

Art. 19
Kreisgerichte

1 Es bestehen drei Kreisgerichte:

a) 
das erste Kreisgericht, für die Bezirke des Oberwallis: Goms, östlich und westlich Raron, Brig, Visp und Leuk; 

b)
das zweite Kreisgericht, für die Bezirke des Mittelwallis: Siders, Sion, Ering und Gundis; 

c)
das dritte Kreisgericht für das Unterwallis: Martinach, Entremont, St-Maurice und Monthey.

2 Das Kreisgericht setzt sich aus dem Bezirksrichter am Gerichtssitz der Straftat, der als Präsident waltet und zwei anderen Bezirksrichtern des gleichen Kreises, aber grundsätzlich unterschiedlicher Bezirke, zusammen.

3 Sie treten grundsätzlich am Sitz des Präsidenten zusammen.

Art. 20
Straf- und Massnahmenvollzugsrichter

1 Es bestehen drei Straf- und Massnahmenvollzugsrichterämter. Das Kantonsgericht kann diese einem Bezirksgericht angliedern. 

2 Ein oder mehrere Richter sind an den regionalen Straf –und Massnahmenvollzugsrichterämter tätig. 

3 Die Straf- und Massnahmenvollzugsrichter werden vom Kantonsgericht für die Dauer einer Legislaturperiode er​nannt und vereidigt.

Art. 21
Jugendgericht

1 Die Jugendgerichtsbarkeit besteht aus Richtern, Richter-Stellvertreter und Beisitzern. 

2 Die Jugendrichter, die Richter-Stellvertreter, die Beisitzer und die Gerichtsschreiber werden vom Kantonsgericht für die Dauer einer Legislaturperiode ernannt und vereidigt. 

3 Das Kantonsgericht übt die Aufsicht über die Jugendgerichtsbarkeit aus, legt den Verwaltungssitz fest und be​zeichnet hierfür den Doyen. 

4 Die Bestimmungen über den Ausstand des erstinstanzlichen Strafrichters sind auf den Jugendrichter und den Bei​sitzer anwendbar. Auf Gesuch hin hat der Jugendrichter, der im Laufe der Untersuchungen die Haft angeordnet hat, für das Urteil in den Ausstand zu treten. Die Richter-Stellvertreter ersetzen den Richter bei Verhinderung, Ausstand und Arbeitsüberlastung. Das Kantonsgericht entscheidet, ob die letzte Bedingung erfüllt ist und regelt in einem Re​glement die Aufgaben der Richter-Stellvertreter.

5. Kapitel: Gerichtsorganisation in sozialversicherungsrechtlichen Angelegenheiten 

Art. 22



1 Die Gerichtsbarkeit in sozialversicherungsrechtlichen Angelegenheiten wird vom Kantonsgericht ausgeübt. Es entscheidet in jenen Fällen, die aufgrund des Bundes- und kantonalen Rechts in seine Zuständigkeit fallen.

2 Wenn ein Gerichtshof des Kantonsgerichts als erstinstanzliche Gerichtsbarkeit sich mit einer Angelegenheit, die nicht Artikel 86 Absatz 2 des Bundesgerichtsgesetzes betrifft, befasst hat, kann Beschwerde gemäss den Bestim​mungen des Verwaltungsverfahrens bei einem anderen Gerichtshof des Kantonsgerichts geführt werden.

3 Die Zuständigkeiten der Verwaltungsbehörden bleiben vorbehalten.

6. Kapitel: Organisation des Kantonsgerichts 

Art. 23
Kollegialbehörde

1 Zur Ausübung der Rechtspflege und unter Vorbehalt von Artikel 24 des vorliegenden Gesetzes besteht das Kan​tonsgericht aus Zivil-, Straf-, öffenlichrechtlichen und sozialversicherungsrechtlichen Gerichtshöfen, Abteilungen und Kammern. Die Anzahl der Richter pro Gerichtshof, Abteilung oder Kammer sowie deren Gehälter sind im Or​ganisationsreglement der Walliser Gerichte oder in der Spezialgesetzgebung geregelt. 

2 Alle Fälle, für die das Gesetz nicht ausdrücklich eine mündliche Verhandlung vorschreibt, können, gestützt auf den Bericht und die Akten, auf dem Zirkulationsweg entscheiden werden, wenn ein Richter nicht eine mündliche Behan​dlung verlangt. Entscheide auf dem Zirkulationsweg müssen einstimmig gefällt werden. Jeder Richter hat den Be​richt zu unterzeichnen. 

3 Wenn eine Abteilung von der durch eine andere oder das Gericht in Plenarsitzung gefassten Rechtsprechung ab​weichen will, kann sie dies nur mit der Zustimmung der anderen Abteilung oder des Gerichtes tun. Dieser Entscheid wird ohne Verhandlungen und unter Ausschluss der Öffentlichkeit getroffen. Er bindet die Abteilung, welche über den Fall zu entscheiden hat.

Art. 24
Gerichtsbarkeit durch den Einzelrichter


1 Der Präsident eines Kollegialgerichts oder ein delegierter Richter kann ohne Verhandlung und ohne Schriftenwech​sel als Einzelrichter entscheiden: 

a) bei Gegenstandslosigkeit einer Angelegenheit;

b)
bei offensichtlicher Unzulässigkeit; 

c)
bei offensichtlich unbegründeten oder gut begründeten Begehren; 

d) 
bei einer Beschwerde gegen eine Ordnungsbusse. 

2 Der Präsident eines Kollegialgerichts oder ein delegierter Richter führt die Instruktion der Rechtsmittel an das Kantonsgericht durch.

3 Die Zuständigkeit eines Einzelrichters des Kantonsgerichts kann durch ein Gesetz vorgesehen werden.

Art. 25
Organisation im Fall von Verhinderung oder Ausstand


1 Wenn infolge Verhinderung oder Ausstandes mehrerer Richter und Stellvertreter das Kantonsgericht unvollständig ist, so vervollständigt es sich selbst, indem es einen oder mehrere Bezirksrichter oder einen oder mehrere Stellvertreter derselben beizieht. 

2 Wird der Ausstand von sämtlichen ordentlichen Mitgliedern des Kantonsgerichts verlangt, so befindet darüber ein ausserordentlicher Gerichtshof von drei Mitgliedern, die vom Staatsrat mittels Losziehung aus den Kantonsrichter-Stellvertretern und den erstinstanzlichen Richtern gewählt werden. Wenn nötig, zieht der Staatsrat andere Richter bei. In diesem Fall müssen diese die Voraussetzungen von Artikel 33 erfüllen. Erweist sich das Ausstandsbegehren als be​gründet, entscheidet derselbe Gerichtshof auch in der Sache.
3 Im Falle einer Beschwerde gegen einen Entscheid bezüglich eines Ausstandsbegehrens ist nachfolgendes Verfahren anwendbar:

a)
Die an den Staatsrat zu richtende Beschwerde ist entsprechend dem Sachverhalt nach den Bestimmungen der Zivil- oder Strafprozessordnung oder denjenigen des Verwaltungsverfahrens zu regeln;

b)
Der Staatsrat bezeichnet in analoger Anwendung von Absatz 2 ein zweites ausserordentliches Gericht.

Art. 26
Das Obergericht - Sonderfälle


Wenn die letzte kantonale Beschwerdeinstanz oder eine kantonales Gericht als einzige Instanz einen Zwischenent​scheid oder eine verfahrensleitende Verfügung erlässt, ist nachfolgendes Verfahren anwendbar:

a)
Ein Richter des Gerichts entscheidet;

b)
eine Beschwerde kann bei einem anderen Richter der gleichen Gerichtsbarkeit entsprechend den Bestimmungen der Zivil- oder Strafprozessordnung oder des Verwaltungsverfahrens eingereicht werden. 

7. Kapitel: Organisation der Staatsanwaltschaft

Art. 27
Unabhängige, hierarchische und dezentrale Staatsanwaltschaft

1 Auf dem Kantonsgebiet besteht eine unabhängige Staatsanwaltschaft. 

2 Die kantonale Staatsanwaltschaft umfasst ein zentrales Amt, mit Sitz in Sitten und drei regionalen Ämtern mit Sitz in Visp, Sitten und St-Maurice.

3 Das zentrale Amt wird vom Generalstaatsanwalt, unterstützt von einem stellvertretenden Generalstaatsanwalt, ge​leitet; jedes regionale Amt wird, unter Vorbehalt der Zuständigkeiten des Generalstaatsanwaltes, von einem regio​nalen Staatsanwalt geleitet.

4 Der Grosse Rat wählt und vereidigt den Generaltstaatsanwalt, den stellvertretenden Generalstaatsanwalt und die regionalen Staatsanwälte. Sie bilden das Kollegium der Staatsanwaltschaft.

5 Die Staatsanwaltschaft steht unter der Oberaufsicht des Grossen Rates. Sie stellt diesem ihren jährlichen Tätigkeits​bericht zu. 

Art. 28
Interne Organisation


1 Auf Vorschlag des Generalstaatsanwalts und Bericht des Staatsrates legt der Grosse Rat auf dem Beschlussweg die Anzahl der Staatsanwälte und der Schreiber (Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft) fest.

2 Das Kollegium der Staatsanwaltschaft:

a)
ernennt die Staatsanwälte, die Schreiber und das Kanzleipersonal und entscheidet über deren Aufgaben in den Ämtern;

b)
kann einen oder mehrere Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft mehreren Ämtern zuordnen, oder die Behandlung zweckbestimmter Aufgaben zuweisen;

c)
kann innerhalb der Grenzen der maximalen Mitarbeiterzahl der Staatsanwaltschaft und des Budgets, die Zahl der Schreiber senken und verhältnismässig die Zahl der Staatsanwälte erhöhen. Vorbehalten bleibt überdies Artikel 46 Absatz 2;

d)
ernennt im Verhinderungsfall, bei Ausstand oder aus einem anderen wichtigen Grund zur Behandlung eines Falls einen ausserordentlichen Staatsanwalt ausserhalb des Korps der Staatsanwaltschaft. In diesem Fall hat der aus​serordentliche Staatsanwalt die Anforderungen von Arikel 33 zu erfüllen, oder aber über die im Zusammenhang mit der zu behandelnden Sache notwendigen speziellen Kenntnisse zu verfügen. 

3
Die Entscheide des Kollegiums der Staatsanwaltschaft hinsichtlich der Organisation werden im kantonalen Amtsblatt veröffentlicht.

8. Kapitel: Interne Organisation der Justizbehörden

Art. 29
Richter, Richter-Stellvertreter erster Instanz

1 Das Kantonsgericht teilt die Anzahl der Richter den Bezirksgerichten, dem Jugendgericht und den Straf- und Mass​nahmenvollzugsrichterämtern zu. 

2 Das Kantonsgericht kann ausserdem:

a)
einen oder mehrere Richter mehreren Gerichten oder Ämtern zuteilen; 

b) 
einem oder mehreren Richter(n) teilzeitlich oder vollamtlich bestimmte Aufgaben zuteilen.

3 Die Entscheide des Kantonsgerichts hinsichtlich der gerichtlichen Organisation werden im Amtsblatt veröffentlicht. 

4 Im Übrigen bestimmt das Kantonsgericht in einem Reglement die interne Organisation der Bezirksgerichte, des Jugendgerichts und der Straf- und Massnahmenvollzugsrichterämter.

Art. 30
Ausserordentliche Richter 


Im Verhinderungsfall, bei Ausstand oder aus einem anderen wichtigen Grund kann das Kantonsgericht zur Behan​dlung eines Falls jemanden ausserhalb des Justizkörpers zum ausserordentlichen Bezirksrichter, Präsident des Ar​beits- oder Mietgerichts, Jugendrichter oder Straf- und Massnahmenvollzugsrichter ernennen. In diesem Fall hat der ausserordentliche Richter die Anforderungen von Artikel 33 zu erüllen.

Art. 31
Gerichtsschreiber

1 Das Kantonsgericht ernennt die Gerichtsschreiber. Es holt die Vormeinung des Doyens eines Bezirksgerichts oder des Jugendgerichts sowie der Straf- und Massnahmenvollzugsrichter für die diese unterstützenden Gerichtsschreiber ein. 

2 Die Zuteilung und das Pflichtenheft der Gerichtsschreiber unterstehen dem Kantonsgericht.

3 Ausser in Strafsachen kann das Gericht ohne Beizug eines Gerichtsschreibers gültig tagen. 

4 Ein Gerichtsschreiber kann einen Bezirksrichter, einen Jugendrichter und einen Straf- und Massnahmenvoll​zugsrichter vertreten. 

5 Die Pflichten der Gerichtsschreiber werden im vorliegenden Gesetz und in seinen Ausführungsbestimmungen, in den Prozessordnungen sowie in den anderen Bestimmungen der Rechtspflegeordnung umschrieben. Doch muss das Protokoll von Instruktionssitzungen in der Regel durch Kanzleipersonal unter der Verantwortung des Gerichtspräsi​denten geführt werden. Ausnahmsweise können Aufnahme- und Wiedergabegeräte gemäss einem vom Kantonsge​richt zu erlassenden Reglement verwendet werden.

Art. 32
Juristische Einheiten
1 Auf Vorschlag des Kantonsgerichts und Bericht des Staatsrates legt der Grosse Rat das Maximum der juristischen Einheiten fest, indem er auf dem Beschlussweg die Anzahl der erstinstanzlichen Richter und der Gerichtsschreiber aller Gerichte bestimmt.

2 Innerhalb der maximalen Beschränkungen der juristischen Einheiten und im Rahmen des Budgets kann das Kan​tonsgericht die Anzahl der Gerichtsschreiber reduzieren und im Verhältnis dazu die Anzahl der erstinstanzlichen Richter erhöhen. Anschliessend entscheidet es über ihre Zuteilung entsprechend Artikel 29. 

3 Artikel 46 Absatz 2 bleibt vorbehalten.

9. Kapitel: Ausübung der Gerichtsfunktionen

Art. 33
Wählbarkeit
1 Als Kantonsrichter, Staatsanwalt, Bezirksrichter, Jugendrichter, Straf- und Massnahmenvollzugsrichter, Präsident des Arbeitsgerichts, Präsident einer kantonalen Schlichtungskommission, Stellvertreter dieser Magistraten oder Ge​richtsschreiber ist nur wählbar, wer Inhaber eines Anwaltsdiploms ist.

2 Inhaber eines Lizentiats, Masters oder Doktorats der Rechte oder eines gleichwertigen akademischen Titels sind wählbar, wenn sie den Nachweis einer hinreichenden praktischen Ausbilung erbringen.

Art. 34
Wahl der Kantonsrichter und der Staatsanwälte
Die Wahl eines Kantonsrichters, eines Kantonsrichtersuppleanten und eines Staatsanwaltes findet in getrennter Weise für jeden zu besetzenden Posten statt.

Art. 35
Repräsentativer Charakter
1 Die Sprachen, Regionen und politischen Kräfte müssen innerhalb der kantonalen Gerichtsbehörden, in erster und zweiter Instanz, und der Staatsanwaltschaft angemessen vertreten sein. 

2 Im Übrigen trägt die Ernennungsbehörde dem Grundsatz der Gleichheit der Geschlechter Rechnung.

Art. 36
Vereidigung – Feierliches Versprechen
1 Die Gerichtsmagistraten, die Staatsanwälte und die Schreiber müssen schwören oder feierlich versprechen, ihr Amt nach bestem Gewissen auszuüben. 

2 Der Magistrat, Staatsanwalt oder Schreiber, der vereidigt werden will, leistet folgenden Eid: „Ich schwöre, das mir übertragene Amt nach bestem Gewissen auszuüben. Ich schwöre es beim Namen Gottes, so wie ich wünsche, dass er mir in meinem letzten Augenblick beistehe.“

3 Der Magistrat, der Staatsanwalt oder der Schreiber, der das feierliche Versprechen abgeben will, verwendet folgen​den Wortlaut: „Ich verspreche feierlich, die mir übetragenen Ämter nach bestem Gewissen auszuüben.“

Art. 37
Statut der Schreiber
Ohne anders lautende Bestimmungen sind die Bestimmungen über das Dienstverhältnis der Beamten und Angestell​ten des Staates auf die Schreiber analog anwendbar.

Art. 38
Aufsicht

1 Das Kantonsgericht übt die Aufsicht aus über die Gerichtsmagistraten, ihre Stellvertreter, die Gerichtsschreiber und das Kanzleipersonal. Es ist zuständig, disziplinarische Massnahmen auszusprechen.

2 Das Kollegium der Staatsanwaltschaft übt in gleicher Weise die Aufsicht aus über die Staatsanwälte, die Schreiber und das Kanzleipersonal.

Art. 39
Disziplinarverfahren

1 Folgende Disziplinarmassnahmen sind anwendbar:

a)
der Verweis; 

b)
die Geldbusse bis zu 1000 Franken; 

c)
die Versetzung ins Provisorium für die Dauer von maximal einem Jahr; 

d) die Kürzung des Gehalts bis zur Hälfte während höchstens dreier Monate;

e) die vorübergehende Einstellung im Amt bis zu einem halben Jahr, gegebenenfalls mit Kürzung oder Entzug des Gehalts; 

f)
die Versetzung in eine tiefer eingereihte Funktion mit entsprechendem Gehalt; 

g) 
die fristlose Entlassung, gegebenenfalls ohne Entschädigung.

2 Die Disziplinarmassnahme richtet sich, unter Berücksichtigung des bisherigen Verhaltens des Magistraten oder Betroffenen, nach der Schwere der Dienstpflichtverletzung. Mehrere Disziplinarmassnahmen können miteinander verbunden werden. 

3 Mit der Einleitung eines Disziplinarverfahrens kann die zuständige Behörde die vorläufige Einstellung im Dienst mit oder ohne Aufhebung des Gehalts verordnen. 

4 Das Recht, eine Disziplinarklage einzureichen, verjährt innert Jahresfrist seit Kenntnis des Sachverhalts. In jedem Fall muss die Massnahme innert fünf Jahren seit der Dienstpflichtverletzung ausgesprochen werden.

Art. 40
Beendigung der gerichtlichen Tätigkeit
1 Die Richter, die Richter-Stellvertreter und die Staatsanwälte können ihren Rücktritt unter Einhaltung einer Kündi​gungsfrist von sechs Monaten bei der Wahl- oder Ernennungsbehörde einreichen. Die Kündigungsfrist kann mit Zustimmung der zuständigen Behörde verkürzt werden.

2 Aus wichtigen Gründen kann die Wahl- oder Ernennungsbehörde die Tätigkeiten eines Magistraten jederzeit been​den.

Art. 41
Leistungen der Gemeinden
Der Staatsrat setzt die Leistungen fest, die von den Gemeinden, in denen Gerichtsbehörden und die Staatsan​waltschaft ihren Sitz haben, und allenfalls von den übrigen Gemeinden der betreffenden Bezirke zu erbringen sind.

10. Kapitel: Verschiedene Bestimmungen, Schlussbestimmungen und Übergangsbestimmungen

Art. 42
Ausstand
1 Die Zuständigkeit um das Ausstandgesuch zu behandeln hängt davon ab, gegen wen es gerichtet ist. Wenn das Gesuch gerichtet ist gegen

a)
einen Gemeinderichter: der Vizegemeinderichter oder einen anderen Gemeinderichter, der vom Bezriksrichter ihres Sitzes bezeichnet wird;

b)
ein Mitglied des Polizeigerichts: ein anderes Mitglied des Polizeigerichts oder, bei Bedarf, ein Richter ad hoc, der durch den Gemeinderat bezeichnet wird;

c)
einen erstinstanzlichen Richter oder einen erstinstanzlichen Richter-Stellvertreter: ein anderer erstinstanzlicher Richter oder ein erstinstanzlicher Richter-Stellvertreter, der vom Präsident des Kantonsgerichts bezeichnet wird;

d)
ein oder mehrere Mitglied(er) des Arbeitsgerichts, des Mietgerichts oder einer Schlichtungskommission: ein ande​res Mitglied dieser Behörde oder, bei Bedarf, ein Richter ad hoc, der vom Präsident des Kantonsgerichts bezeich​net wird;

e)
ein Mitglied der interdisziplinären Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde: ein anderes Mitglied dieser Behörde oder, bei Bedarf, ein Richter ad hoc, der vom Präsident des Kantonsgerichts bezeichnet wird;

f)
ein Kantonsrichter: der Präsident des Kantonsgerichts;

g)
den Kantonsgerichtspräsidenten: der Vizepräsident des Kantonsgerichts;

h)
den Präsident und den Vizepräsident des Kantonsgerichts: der Kantonsrichter, Doyen der Funktion, der nicht von einem Ausstandsgrund betroffen ist.

2 Der Ausstandsentscheid betreffend ein Gemeinderichter, ein erstinstanzlicher Richter, ein Mitglied des Arbeits- oder Mietgerichts, ein Mitglied einer Schlichtungskommission, oder der interdisziplinären Kindes- und Erwachse​nenschutzbehörde unterliegt der Beschwerde an den Präsidenten des Kantonsgerichts. Dieser entscheidet gemäss der in Erwägung zu ziehenden Angelegenheit entsprechend den Bestimmungen des Zivil-, Straf-, oder Verwaltunspro​zessrechts.

3 Vorbehalten bleiben:

a)
Artikel 25 Absatz 2 und 3 des vorliegenden Gesetzes, wenn der Ausstand von sämtlichen Mitgliedern des Kantonsge​richts verlangt wird;

b)
Artikel 26 des vorliegenden Gesetzes, wenn Beschwerde gegen den Ausstandsentscheid betreffend einen Kan​tonsrichter, den Präsidenten oder den Vizepräsidenten des Kantonsgerichts geführt wird.

4 Artikel 25 Absatz 2 und 3 wird analog angewendet, wenn der Ausstand von sämtlichen Mitgliedern des Polizei​gerichts verlangt wird.

Art. 43
Fristenlauf
Hinsichtlich der gesetzlichen Fristen oder der von einer kommunalen oder der kantonalen Gerichtsbehörde ange​setzten Fristen gelten nachfolgende Feiertage:

a)
die vom Bundesrecht festgesetzten Tage;

b)
die im Gesetz über die Ruhe an Sonn- und Feiertagen und dessen Ausführungsreglement festgestzten Tage;

c)
der 2. Januar, der Ostermontag, der Pfingstmontag und der 26. Dezember.

Art. 44
Information
1 Die Entscheide des Kantonsgerichts werden grundsätzlich auf einer vom Kantonsgericht geführten Internetseite in anonymisierter Form veröffentlicht.

2 Die für das Verständnis der Rechtsprechung der ersten Instanz und des Kantonsgerichts wichtigen Entscheide wer​den überdies in der Zeitschrift für Walliser Rechtsprechung veröffentlicht.

3 Das Kantonsgericht trifft zum Schutz der Privatssphäre der Rechtsuchenden und Dritter die notwendigen Vorke​hren.

4 Es bestimmt in einem Reglement:

a) die Bedingungen und die Modalitäten der Akkreditierung von Journalisten bei den Gerichten;

b) die Beziehungen zwischen den Gerichten und die Mittel der Massenkommunikation.

Art. 45
Vorschlagskredite
1 Das Kantonsgericht, beziehungsweise die Staatsanwaltschaft, verfügt über die ihnen vom Grossen Rat genehmigten Kredite für die Verwaltung der Justiz.

2 Das Rechnungswesen untersteht der Kontrolle des Finanzinspektorates, soweit es die Oberaufsicht des Grossen Rates verlangt.

Art. 46
Kanzleipersonal
1 Das Kanzleipersonal der Gerichte wird durch das Kantonsgericht ernannt, dasjenige der Staatsanwaltschaft durch das Kollegium der Staatsanwaltschaft. Das Kanzleipersonal unterliegt den Bestimmungen, welche das Dienstver​hältnis der Beamten und Angestellten des Staates festlegen. Die Bezirksrichter, die Jugendrichter, die Straf- und Massnahmenvollzugsrichter sowie die regionalen Staatsanwälte schlagen das für ihren Sitz zu ernennende Personal vor.

2 Im Rahmen des Budgets kann das Kantonsgericht beziehungsweise die Staatsanwaltschaft eine Stelle, die gemäss dem Organigramm dem Kanzleipersonal zugeteilt wurde, in eine Stelle eines Schreibers, eines erstinstanzlichen Richters oder eines Staatsanwaltes umwandeln.

Art. 47
Weibel
1 Das Kantonsgericht, die Kreisgerichte, die Bezirksrichter und die Jugendrichter können von einem oder mehreren Weibeln unterstützt werden, die von diesen Behörden für die Legislaturperiode ernannt und vereidigt werden. 

2 Die Ernennung und Vereidigung sind im Protokoll vorzumerken.

3 Die Ernennung der Weibel wird im Amtsblatt veröffentlicht.

4 Ohne gegenteilige Bestimmung sind die Bestimmungen, welche das Dienstverhältnis der Beamten und Angestell​ten des Staates festlegen, analog anwendbar.

Art. 48
Polizei
Die Justizbehörden und die Staatsanwaltschaft können die Hilfe der Polizei anfordern.

Art. 49
Archive
1 Das Kantonsgericht ordnet durch ein Reglement die Organisation und Einrichtung der Gerichtsarchive.

2 Die Staatsanwaltschaft ordnet durch ein Reglement die Organisation und Einrichtung ihres Archives.

Art. 50
Reglemente des Kantonsgerichtes und des Kollegiums der Staatsanwaltschaft
1 Das Kantonsgericht beschliesst in einem Reglement die Bestimmungen über seine interne Organisation, jene der Bezirksgerichte, des Jugendgerichts und der Straf- und Massnahmenvollzugsgerichtsämter.

2 Das Kollegium der Staatsanwaltschaft beschliesst in einem Reglement die Bestimmungen über seine interne Orga​nisation.

3 Die vom Kantonsgericht und dem Kollegium der Staatsanwaltschaft unter Anwendung des vorliegenden Gesetzes erlassenen Reglemente werden dem Grossen rat, zusammen mit einer Botschaft, einem Bericht des Staatsrates und einer Vormeinung der Justizkommission, zur Genehmigung unterbreitet.

Art. 51
Aufhebungen und Änderungen des geltenden Rechts
1.
Sämtliche mit dem vorliegenden Gesetz im Widerspruch stehenden Bestimmungen sind aufgehoben, namentlich:


a)
Das Gesetz über die Gerichtsbehörden vom 27. Juni 2000;


b)
die Artikel 82 und 83 des Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch vom 24. März 1998;


c)
die Artikel 29 und 30 des kantonalen Arbeitsgesetzes vom 16. November 1966.

2.
Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltunsgrechtspflege vom 6. Oktober 1976 wird geändert wie folgt:


Art. 15 Abs. 2

Berechnung


2 Es gelten nachfolgende Feiertage:

a) die vom Bundesrecht festgesetzten Tage;

b) die im Gesetz über die Ruhe an Sonn- und Feiertagen und dessen Ausführungsreglement festgestzten Tage;

c) der 2. Januar, der Ostermontag, der Pfingstmontag und der 26. Dezember.

Art. 52
Übergangsrecht
Das vorliegende Gesetz ist bei seinem Inkrafttreten auf hängige Verfahren anwendbar.

Art. 53
Inkrafttreten
1 Das vorliegende Gesetz ist dem fakultativen Referendum unterstellt. 

2 Der Staatsrat ist mit dem Vollzug des vorliegenden Gesetzes beauftragt und bestimmt das Datum seines Inkfraft​tretens. 
Vorentwurf zum

Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung (E.EGStPO)

Der Grosse Rat des Kantons Wallis

eingesehen Artikel 445 der Schweizerischen Strafprozessordnung (StPO);

eingesehen die Artikel 31 und 42 Absatz 1 und 2 der Kantonsverfassung;

auf Antrag des Staatsrates,

verordnet: 

I

Allgemeine Bestimmungen

1. Kapitel : Gegenstand des Gesetzes

Art. 1
Bundesrechtliche Straftaten

1 Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Bundesrechts regelt dieses Gesetz die Zuständigkeiten der mit der Verfol​gung und Beurteilung von Straftaten durch das Bundesrecht beauftragten Behörden.

2 Es beinhaltet im Weiteren ergänzend zum Schweizerischen Strafprozessrecht die kantonalrechtlichen Bestimmun​gen.

3 Die kantonale Spezialgesetzgebung bleibt vorbehalten.

Art. 2
Kantonalrechtliche Übertretungen

1 Ohne gegenteilige Bestimmung ist die Strafprozessordnung welche die Verfolgung und die Beurteilung der Bun​desrechtsübertretungen regelt analog auf die kantonalrechtlichen Übertretungen anwendbar.

2 Das vorliegende Gesetz bezeichnet die zuständigen Behörden im Bereich der kantonalrechtlichen Übertretungen.

Art. 3
Gleichstellung von Frau und Mann

Jede Bezeichnung der Person, des Statuts oder der Funktion gilt in gleicher Weise für Mann oder Frau.

2. Kapitel : Strafbehörden

1. Abschnitt : Polizei

Art. 4
Bundesrechtliche Straftaten

1 Die Kantonspolizei unterstützt den Staatsanwalt und das Gericht in der Verfolgung und in der Beurteilung der bun​desrechtlichen Straftaten unter Berücksichtigung der Bestimmungen der Schweizerischen Strafprozessordnung und derjenigen des kantonalen Rechts.

2 Bei Gefahr im Verzug oder auf Ersuchen können die Kantonpolizei und die Gemeindepolizei bei Untersu​chungsmassnahmen mitwirken. Die Aufgabenleitung obliegt der Kantonspolizei. Die Spezialgesetzgebung bleibt vorbehalten.

Art. 5
Kantonalrechtliche Übertretungen

1 Die Kantonspolizei untersucht kantonalrechtliche Übertretungen auf eigene Initiative, auf private und behördliche Anzeige hin, sowie im Auftrag des Staatsanwaltes; diesbezüglich ist sie der Aufsicht und den Weisungen des Staatsanwaltes unterstellt. Die Kantonspolizei kann die Mitarbeit der Gemeindepolizei anfordern.

2 Die Gemeindepolizei untersucht Übertretungen des Polizeireglements auf eigene Initiative, auf private oder be​hördliche Anzeige hin. Die Gemeindepolizei kann die Mitarbeit der Kantonspolizei anfordern.

3 Ohne gegenteilige Bestimmung sind die Bestimmungen der Schweizerischen Strafprozessordnung auf die Untersu​chungshandlungen anwendbar.

2. Abschnitt : Staatsanwaltschaft

Art. 6
Zuständigkeiten des Generalstaatsanwalts

1 Der Generalstaatsanwalt organisiert und leitet die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft im Kanton und gewährleistet eine einheitliche Kriminalitätsbekämpfung.

2 Er wacht über den guten Gang der regionalen Ämter der Staatsanwaltschaft und leitet nötigenfalls die ihnen anver​trauten Verfahren, indem er namentlich auf die Einhaltung des Beschleunigungsgebots achtet. 

3 Er wacht über die gleichmässige Verteilung der Arbeitslast zwischen den Vertretern der Staatsanwaltschaft. 

4 Er ist zuständig für:

a)
die Instruktion und den Erlass von Weisungen für die Staatsanwälte, die Polizei und die Behörden, in den von der Strafuntersuchung betroffenen Bereichen ;

b)
die Stellungnahme in strafrechtlichen Vernehmlassungsverfahren;

c)
die Übertragung eines Falles an einen Staatsanwalt; 

d)
den Entzug eines Falles bei einem Staatsanwalt, um diesen selber zu behandeln oder diesen einem anderen Staatsan​walt zu übertragen.

Art. 7
Zuständigkeit des zentralen Amtes der Staatsanwaltschaft

Das zentrale Amt der Staatsanwaltschaft ist zuständig:

a)
für schwere Fälle von Wirtschafts- und Drogenkriminalität und Fälle von organisiertem Verbrechen;

b)
im Bereich der Rechtshilfe;

c)
im Bereich von Gerichtsstandskonflikten

Art. 8
Zuständigkeit des regionalen Staatsanwalts und des regionalen Amtes der Staatsanwaltschaft

1 Der regionale Staatsanwalt ist für die administrative Leitung seines Amtes zuständig. Das Organisationsreglement der Staatsanwaltschaft beschliesst die anderen Aufgaben des regionalen Staatsanwalts. 

2 Das regionale Amt befasst sich mit den Angelegenheiten die nicht der Zuständigkeit des zentralen Amtes unterlie​gen.

3. Abschnitt : Gerichte

Art. 9
Zwangsmassnahmengericht

Das Zwangsmassnahmengericht ordnet die Untersuchungs- und Sicherungshaft an; es ordnet die weiteren Zwangsmassnahmen an, die im Schweizerischen Strafprozessrecht vorgesehen sind.

Art. 10
Zuständige Behörde im Bereich der Übertretungen

1 Der Bezirksrichter erkennt unter Vorbehalt der in der Spezialgesetzgebung geregelten Zuständigkeiten der Verwal​tungsbehörden über die bundesrechtlichen und kantonalrechtlichen Übertretungen. 

2 Das Polizeigericht erkennt unter Vorbehalt der in der Spezialgesetzgebung geregelten Zuständigkeiten des Ge​meinderates und der Gemeindebehörde über kommunalrechtliche Übertretungen.
3 Ein Einzelrichter des Kantonsgerichts erkennt über Beschwerden, Berufungen und Revisionsbegehren wegen Über​tretungen ergangener Urteile. Die Bestimmungen der Schweizerischen Strafprozessordnung, welche diese Rechtsmittel regeln, sind vorbehältlich einer anders lautenden Bestimmung anwendbar.

Art. 11
Erstinstanzliches Gericht

1 Das erstinstanzliche Gericht ist:

a)
das Bezirksgericht für Straftaten, die gemäss Bundesrecht dem Einzelrichter obliegen können;

b)
das Kreisgericht für die anderen Straftaten.

2 Vorbehalten bleibt Artikel 10, der sich mit den einzelnen Zuständigkeiten im Bereich der Übertretungen befasst. 

Art. 12
Beschwerdeinstanz

1 Beschwerdeinstanz ist ein Richter des Kantonsgerichts. In besonderen Fällen kann der beauftragte Richter den Fall vor die Strafkammer bringen.

2 Die Mitglieder der Beschwerdeinstanz dürfen im Berufungsverfahren in gleicher Sache nicht wirken.

Art. 13
Berufungsinstanz

1 Das Kantonsgericht stellt die Berufungsinstanz dar.

2 Ein Richter des Kantonsgerichts ist für die Berufungen gegen Entscheide des Bezirksgerichts zuständig. In besonde​ren Fällen kann der beauftragte Richter den Fall vor einen Gerichtshof bringen.

3 In den übrigen Fällen untersteht die Berufung einem Gerichtshof des Kantonsgerichts.

4. Abschnitt: Rechtshilfe

Art. 14
Nationale Rechtshilfe

1 Die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Staatsanwaltschaften, den Übertretungsstrafbehörden und den Ge​richten des Bundes und der Kantone ist durch die Bestimmungen des Bundesrechts geregelt.

2 Unter Vorbehalt der Reziprozität sind diese Bestimmungen in Bezug auf die Rechtshilfe von Straftaten des kanto​nalen Strafrechts anwendbar.

3 Das zentrale Amt der Staatsanwaltschaft ist zuständig für:

a)
den Empfang der Information entsprechend Artikel 50 Absatz 2 der Schweizerischen Strafprozessordnung, wenn Verfahrenshandlungen, die von einer gerichtlichen Behörde eines anderen Kantons angeordnet wurden durchzufü​hren sind;

b)
den Erlass der notwendigen Aufträge, wenn die Unterstützung der Polizei erforderlich ist;

c)
den Empfang der Anzeige der aufgrund von Artikel 301 Absatz 1 der Schweizerischen Strafprozessordnung festges​tellten oder gemeldeten Straftaten;

d)
den Empfang aller übrigen Rechtshilfegesuche der Behörden eines anderen Kantons oder des Bundes.

4 Die Verfahrenshandlungen, die in einem anderen Kanton als dem ersuchenden ausgeführt werden, unterliegen den spezifischen Regeln des ersuchten Kantons.

5 Die Gerichtsurkunden, die nicht postalisch zugestellt werden können, sind zwecks Zustellung direkt das Kom​mando der Kantonspolizei zu adressieren.

Art. 15
Internationale Rechtshilfe

1 Das zentrale Amt der Staatsanwaltschaft ist für den Vollzug eines internationalen Rechtshilfegesuchs zuständig. 

2 Seine Entscheidungen werden allen direkt betroffenen Personen eröffnet und unterliegen der Beschwerde bei der Beschwerdeinstanz.

3 Im Übrigen sind die Bestimmungen des Bundesrechts anwendbar. 

5. Abschnitt : Weitere Anwendungsbestimmungen für die Strafbehörden

Art. 16
Amtssprache

1 Die Verfahrenshandlungen sowie die Verhandlungen können in gleicher Weise in deutscher oder französischer Sprache geführt werden.

2 Demgegenüber wird das Verfahren vor den Polizeigerichten im Oberwallis in deutscher, dasjenige im Unterwallis in französischer Sprache geführt.

Art. 17
Berechnung der nach Tagen festgesetzten Fristen

1 Wenn der letzte Tag der Frist auf einen Samstag, einen Sonntag, auf einen bundesrechtlich oder kantonalrechtlich anerkannten fällt, läuft die Frist am nächstfolgenden Werktag ab.

2 Absatz 1 ist bei der Berechung der Frist nach Stunden nicht anwendbar.

Art. 18
Bearbeitung und Aufbewahrung der Daten

Die Bearbeitung und die Aufbewahrung der Daten nach Abschluss des Verfahrens werden durch das Bundesrecht und überdies wie folgt geregelt:

a)
durch das Gesetz über die Akten der gerichtlichen Polizei für die Akten der gerichtlichen Polizei;

b)
durch das Reglement betreffend die Archivierung der Gerichtsakten und durch das Gesetz über den Schutz von Personendaten für die juristischen Akten.

3. Kapitel : Parteien und andere Verfahrensbeteiligte

1. Abschnitt : Im Allgemeinen


Art. 19
Parteistellung

1 Parteistellung kommt der beschuldigten Person, der Privatklägerschaft und während dem Haupt- und Rechtsmittel​verfahren dem Staatsanwalt zu.

2 Zur Konstituierung als Privatkläger zugelassen sind ebenfalls:

a)
das Departement, welches sich mit dem Schutz der Umwelt, des Wassers, der Tiere und des Waldes befasst;

b)
die öffentlichen Institutionen und der sich im Besitze einer Forderungsabtretung befindliche Versicherer, sofern diese von der Straftat abgeleitete zivilrechtliche Ansprüche geltend machen.

Art. 20
Strafrechtliche Immunität

1 Die gesetzgebenden, ausführenden und richterlichen Behörden dürfen ohne Bewilligung des Grossen Rates wegen Äusserungen, die sie vor dem Parlament, in einer Kommission oder in Berichten an die genannten Stellen machen, nicht verfolgt werden.

2 Die strafrechtliche Verfolgung gegen Mitglieder des Staatsrates, gegen die vom Grossen Rat gewählten Ge​richtsmagistraten, wegen Verbrechen oder Vergehen, welche sie in Ausübung ihres Amtes began​gen haben, unter​liegt ebenfalls der Bewilligung durch den Grossen Rat. 

3 Abgesehen vom Fall der Verhaftung auf frischer Tat dürfen diese Behörden ohne Bewilligung des Grossen Rates während den Sessionen nicht verhaftet werden.  

4 Die Aufhebung der Immunität wird wie folgt geregelt:

a)
nur die mit der Anklage oder mit der Sache befasste Behörde darf beim Grossen Rat das Gesuch um Aufhe​bung der Immunität stellen;
b)
dem Entscheid des Grossen Rates geht ein Bericht der Justizkommission voraus ; diese hört den Betroffenen und gegebenenfalls den Anzeigeerstatter an;

c)
der Grosse Rat beschliesst betreffend die Aufhebung der Immunität mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gül​tig abgegebenen Stimmen. 

2. Abschnitt: Rechtsbeistand

Art. 21
Ausnahme vom Anwaltsmonopol


Im Rahmen der Verfahren wegen Übertretungen vor den Verwaltungsbehörden können sich die Parteien durch einen Rechtsvertreter vertreten lassen, der weder im kantonalen Anwaltsregister noch in der öffentlichen Liste der Anwälte der Staaten der europäischen Union eingetragen ist. 

Art. 22
Anwalt der ersten Stunde

1 Wenn der Beschuldigte anlässlich der Anhörung durch die Polizei darum nachsucht, nimmt die mit der Untersu​chung beauftragte Behörde Kontakt zum frei gewählten Anwalt oder gegebenenfalls zum anwaltlichen Bereits​chaftsdienst auf.

2 Alle im kantonalen Register oder im öffentlichen Register der Staaten der europäischen Union eingetragenen An​wälte sind gehalten, einen Bereitschaftsdienst, der vom Walliser Anwaltsverband organisiert wird, zu gewähren.

3 Der Staat garantiert dem Anwalt der ersten Stunde die Bezahlung seines Honorars zum Tarif des unentgeltlichen Rechtsbeistandes für seinen ersten Einsatz, wenn sich die verbeiständete Partei als zahlungsunfähig erweist. 

4 Der Vorstand des Anwaltsverbandes teilt die ständige Verbindung zum anwaltlichen Bereitschaftsdienstes den Be​hörden mit. 

4. Kapitel : Beweismittel

Art. 23
Einvernahmen

1 Das Gesetz über die Gerichtsbehörden sowie das Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungs​rechtspflege bestimmen die Mitarbeiter, welche Einvernahmen vornehmen dürfen.

2 Die Agenten der gerichtlichen Polizei sind nach Verfahrenseröffnung befugt, Zeugen einzuvernehmen.

3 Artikel 35 bleibt vorbehalten.

Art. 24
Schutzmassnahmen


Die Verfahrensleitung kann alle Massnahmen anordnen, die ihr zum Schutz von Personen ausserhalb des Verfahrens adäquat erscheinen.

Art. 25
Sachverständige


Der Generalstaatsanwalt und das Kantonsgericht können eine Liste von Sachverständigen herausgeben, an welche die Untersuchungsbehörden und die Gerichte gelangen können.

5. Kapitel: Zwangsmassnahmen

Art. 26
Zuständigkeiten der Polizei

1 Insoweit das Bundesrecht die Polizei zur Vornahme von Zwangsmassnahmen berechtigt, kommt diese Berechti​gung allen Mitgliedern der Polizei im Sinne von Artikel 4 des vorliegenden Gesetzes zu.

2 Allerdings ist ausschliesslich der Dienstoffizier des Kommandos der Kantonspolizei zuständig für:

a) 
die Anordnung einer Verlängerung der Untersuchungshaft aufgrund einer Übertretung von mehr als drei Stunden;

b) die Anordnung der Observation an öffentlichen Orten.

Art. 27
Mithilfe der Öffentlichkeit bei der Fahndung - Belohnung

1 Wenn die Öffentlichkeit zur Fahndung aufgefordert wurde, kann die Verfahrensleitung bestimmen, jenen eine Be​lohnung auszurichten, deren Mithilfe sich am Verfahrensende als nützlich erwiesen hat. Sie bestimmt gegebenenfalls den Betrag.

2 Sie eröffnet dem für die öffentlichen Finanzen zuständigen Department ihren Entscheid, dem Helfer eine Beloh​nung zu gewähren. Gegen diesen Entscheid kann nicht Beschwerde geführt werden.

Art. 28
Haft


a) Untersuchungshaft und Sicherheitshaft


1 Wenn es medizinisch notwendig ist kann die Direktion der Walliser Strafanstalten den inhaftierten Beschuldigten in einem Spital oder in einer psychiatrischen Klinik unterbringen. 

2 Die Rechte und Pflichten der Inhaftierten, ihre Beschwerdemöglichkeiten, die Disziplinarmittel sowie die Aufsicht über die Haftanstalten werden durch die Spezialgesetzgebung am Ort der Institution geregelt.

Art. 29
b) Vorzeitiger Straf- und Massnahmenvollzug

Wenn die Verfahrensleitung dem Beschuldigten den vorzeitigen Straf- oder Massnahmenvollzug bewilligt, erstellt die Direktion der Strafanstalten den Vollzugsplan innert einer Frist von 60 Tagen seit Bewilligungsentscheid.

Art. 30
c) Ersatzmassnahmen
1 Wenn das Gericht eine Ersatzmassnahme anstatt der Haft anordnet, bestimmt es:

a)
den Polizeiposten des Kreises in dem der Betroffene wohnt oder sich aufhält, wenn die Auflage darin besteht, sich re​gelmässig bei einer Amtsstelle zu melden ;

b)
den zuständigen Arzt, nach dem dieser zur Fortführung des Verfahrens eingewilligt hat, wenn die Auflage darin besteht, sich einer ärztlichen Behandlung zu unterziehen ;

c)
den zuständigen Dienst oder zuständige Institution, um mittels einer mindestens 5 Tage vor Fortgang des Verfahrens erteilten Vorinformation zu verfahren, wenn die Auflage darin besteht, sich einer Kontrolle zu unterziehen.

2 Im Widersetzungsfall ist das Gericht unverzüglich zu informieren. 

Art. 31
Aussergewöhnliche Todesfälle
Die Ärzte sind verpflichtet, aussergewöhnliche Todesfälle unverzüglich den Strafbehörden zu melden.

 Art. 32
DNA-Profil
Die Identifikationsmassnahmen mit Hilfe eines DNA-Profils werden durch das Bundesgesetz über die Verwendung von DNA-Profilen im Strafverfahren und zur Identifizierung von unbekannten oder vermissten Personen (DNA-Pro​fil-Gesetz) unter folgenden Vorbehalten geregelt:

a) 
Die Strafuntersuchungsbehörde, das Strafgericht und die anordnende Behörde im Sinne von Artikel 7 des DNA-Profil-Gesetzes werden durch das Gesetz über die Gerichtsbehörden ernannt ;

b) Die zuständige Behörde im Sinne von Artikel 17 des DNA-Profil-Gesetzes um die Löschung zu genehmigen, ist: 


- 
der Staatsanwalt, der die Massnahme im Hinblick auf den konkret bestehenden Verdacht eines nicht verjährten Verbrechens oder Vergehens angeordnet hat ;

- 
der Präsident der Behörde, welche letztinstanzlich betreffend Äusserung über das Rückfallrisiko entschieden hat.
Art. 33
Geheime Überwachungsmassnahmen
Das Zwangsmassnahmengericht leitet die Aussonderung der durch die geheime Überwachung gewonnenen Informa​tionen bei der Überwachung der Berufsgeheimnisträger, um das Berufsgeheimnis zu schützen.

6. Kapitel : Vorverfahren

Art. 34
Anzeigepflicht

1 Jede Behörde, jeder Beamte, jedes Mitglied der Kantons- oder Gemeindepolizei ist verpflichtet, den zuständigen Behörden über jeden von Amtes wegen geahndeten Verstoss, von dem diese in Ausübung ihres Amtes Kenntnis er​halten haben, Anzeige zu erstatten und im Rahmen ihrer Kompetenz alle dringlichen und die Untersuchung för​dern​den Massnahmen zu treffen.

2 Die Sonderregelungen der Spezialgesetzgebung bleiben vorbehalten.

Art. 35
Übertragene Beweiserhebung
1 Unter Einhaltung der unter Absatz 2 genannten Bedingungen kann der Staatsanwalt nachfolgende Untersu​chungshandlungen einem Mitarbeiter übertragen:

a)
die Einvernahme des Beschuldigten ;

b)
die Einvernahme des Zeugen ;

c)
die Einvernahme der Auskunftsperson ;

d)
den Augenschein;

e)
die Anforderung von Akten, Berichten und Auskünften;

f)
die Hausdurchsuchungen, Durchsuchungen und Untersuchungen;

g)
die erkennungsdienstliche Erfassung, die Schrift- und Sprachproben ;

h)
die Beschlagnahme;

i)
die Ausfertigung der Vorladung, des Vorführungs- und des Fahndungsbefehls in direktem Zusammenhang mit der übertragenen Beweiserhebung.

2 Die Untersuchungshandlungen haben sich auf die das Verfahren ausgelöste Straftat zu beschränken. Der Mitarbei​ter informiert den Staatsanwalt laufend. 

3 Die Delegation der Beweiserhebung unterliegt nicht der Beschwerde.

Art. 36
Einstellung des Verfahrens

1 Die Einstellungsverfügungen müssen vom Generalstaatsanwalt genehmigt werden. Ohne ausdrückliche Verweige​rung erfolgt die Genehmigung stillschweigend innert einer Frist von 10 Tagen nach Mitteilung der Einstellungsver​fügung.

2 Die Genehmigungsverweigerung ist kurz zu begründen. Sie verhindert die Eröffnung der Einstellungsverfügung, welche an den untersuchenden Staatsanwalt zurückzuweisen ist.

3 Die gleiche Regelung gilt für die Nichtanhandnahmeverfügung und die Sistierungsverfügung. 

7. Kapitel: Besondere Verfahren

Art. 37
Genehmigung des Strafbefehls

1 Die Strafbefehle müssen vom Generalstaatsanwalt genehmigt werden. Ohne ausdrückliche Verweigerung erfolgt die Genehmigung stillschweigend innert einer Frist von 10 Tagen nach Mitteilung des Strafbefehls.

2 Die Genehmigungsverweigerung ist kurz zu begründen. Sie verhindert die Eröffnung des Strafbefehls und die Sache ist an den untersuchenden Staatsanwalt zurückzuweisen.

Art. 38
Verfahren wegen Übertretungen

1 Die Spezialgesetzgebung kann für die Verfolgung der kantonal- und bundesrechtlichen Übertretungen Verwal​tungsbehörden einsetzen. Andernfalls ist der Staatsanwalt gemäss dem vom Bundesrecht im Bereich der Übertretun​gen anwendbaren Verfahren zuständig.

2 Für kantonalrechtliche Übertretungen vor den Verwaltungsbehörden ist unter Vorbehalt einer gegenteiligen kanto​nalen Bestimmung das Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege anwendbar.

Art. 39
Selbständige nachträgliche Entscheide des Gerichts

1 Das Einführungsgesetz zum Schweizerischen Strafgesetzbuch bezeichnet die zuständigen Gerichtsbehörden, welche in Bezug auf das Übertretungsurteil nachträglich Entscheide fällen.

2 Die Rechtsmittelverfahren gegen diese Entscheide sind:

a) 
das Einspracheverfahren gegen den Strafbefehl, wenn der Staatsanwalt nach dem Bundesrecht zuständig ist;

b)
das Beschwerdeverfahren gegen Entscheide des Straf- und Massnahmenvollzugsrichters;

c)
das Berufungsverfahren, wenn der nachträgliche richterliche Entscheid anlässlich eines berufungsfähigen erst​instanzlichen Urteils ergeht.

8. Kapitel : Rechtsmittel

Art. 40
Rechtsmittelberechtigung

1 Der Staatsanwalt, der in erster Instanz am Verfahren beteiligt war, ist rechtsmittelberechtigt.

2 Die für die Übertretungen zuständige Verwaltungsbehörde ist nicht rechtsmittelberechtigt.

3 Der Generalstaatsanwalt ist subsidiär immer rechtsmittelberechtigt.

9. Kapitel: Verfahrenskosten und Entschädigungen

Art. 41
Rückgriff

1 Das für die kantonalen oder kommunalen Finanzen zuständige Departement ist für die Ausübung des Rückgriffs zuständig der Person, welche die Strafjustiz missbraucht hat, zuständig (Art. 420 StPO).

2 Das Gesetz über die Verantwortlichkeit der öffentlichen Gemeinwesen und ihrer Amtsträger bleibt vorbehalten. 

Art. 42
Rückerstattung der Verfahrenskosten

1 Wenn der Bund die Verfahrensleitung an den Kanton delegiert hat, ist der Präsident der letzten kantonalen Instanz, die sich mit der Sache beschäftigt hat, zuständig, die Rückerstattung der Kosten zu verlangen. 

2 Wenn ein vom Bund geleitetes Verfahren eingestellt wurde, ist der Generalstaatsanwalt dafür zuständig, die Rückerstattung der durch die Teilnahme des Kantons an der Untersuchung entstandenen ausserordentlichen Kosten zu verlangen. 

10. Kapitel: Schlussbestimmungen

Art. 43
Straf- und Massnahmenvollzug

Die für den Straf- und Massnahmenvollzug zuständigen Behörden sowie das anwendbare Verfahren werden unter Vorbe​halt der Bestimmungen des Schweizerischern Strafprozessrechts und des vorliegenden Gesetzes durch das Einführungs​gesetz zum Schweizerischen Strafgesetzbuch bestimmt.

Art. 44
Subsidiäre Zuständigkeiten

Entscheide und Massnahmen, für die das vorliegende Gesetz nicht die Zuständigkeit einer bestimmten Behörde vor​sieht, obliegen:

a)
dem Generalstaatsanwalt, wenn es um die Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs, die Leitung des Vorverfa​hrens, die Verfolgung von Straftaten und die Anklageerhebung geht ;

b)
dem Zwangsmassnahmengericht, wenn es um den Eingriff in die Grundrechte einer Person geht;

c)
dem erstinstanzlichen Gerichtspräsidenten oder der für die Übertretungen zuständigen Behörde, wenn es um die Beurteilung von Straftaten geht;

d)
dem Präsidenten der Beschwerdebehörde oder der Berufungsinstanz, wenn es um die Beurteilung einer Anfech​tung geht;

e)
dem Straf- und Massnahmevollzugsrichter oder gemäss den Bestimmungen des Einführungsgesetzes zum Schweize​rischen Strafgesetzbuch dem für den Straf- und Massnahmenvollzug zuständigen Departement, wenn es um den Vollzug eines Urteil geht.

Art. 45
Anpassung des kantonalen Rechts

Das kantonale  Strafprozessrecht wird wie folgt angepasst:

a)
die dem Untersuchungsrichter zugewiesenen Zuständigkeiten obliegen dem Staatsanwalt;

b)
die Beschwerde- und die Berufungsmittel beziehen sich auf die Beschwerde und die Berufung im Sinne der Schweize​rischen Strafprozessordnung;

c)
jeder Verweis auf die kantonale Strafprozessordnung bezieht sich auf die entsprechende Bestimmung der Schweize​rischen Strafprozessordnung.

Art. 46
Übergangsrecht

1 Die Übergangsbestimmungen der Schweizerischen Strafprozessordnung sind analog auf die Verfolgung und die Rechtsprechung im Bereich der kantonalrechtlichen Übertretungen sowie auf den Vollzug der Urteile anwendbar.

2 Die Einzelheiten der Übergabe der hängigen Verfahren von den alten auf die neuen Strafbehörden werden durch das Organisationsreglement der Walliser Gerichte nach Anhörung der Staatsanwaltschaft geregelt. 

II

Änderung bisherigen Rechts

1.
Das Gesetz über die Organisation der Räte und die Beziehungen zwischen den Gewalten vom 28. März 1996 wird wie folgt geändert: 


Art. 3
Immunität


Aufgehoben.

2.
Das Reglement des Grossen Rates vom 13. September 2001 wird wie folgt geändert:


Art. 3 
Aufhebung der Immunität



Aufgehoben.

3.
Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege vom 6. Oktober 1976 wird wie folgt geändert:

3. Teil : Das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden

1a. Einsprachverfahren

a) Im Verwaltungsrecht

Art. 34a bis 34g unverändert

b) Im Verwaltungsstrafrecht

Art. 34h Sachliche Zuständigkeit

1 Die kantonale oder kommunale Gesetzgebung kann eine Verwaltungsbehörde mit der Verfolgung und Ent​scheidung von Übertretungen beauftragen. 

2Die zuständige Verwaltungsbehörde erklärt sich zugunsten der Untersuchungsbehörde für unzuständig:

a)
wenn sie aufgrund des Sachverhalts auf eine Straftat im Sinne eines Verbrechens oder Vergehens schliesst;

b) wenn der Fehlbare an Stelle einer Busse eine gemeinnützige Arbeit fordert; 

c) wenn der Geschädigte seine Rechte im Strafverfahren geltend macht.

Art. 34i
Verfahren

1 Die Schweizerische Strafprozessordnung ist für die Verfolgung und das Urteil einer bundesrechtlichen Über​tretung anwendbar.
2 Die Artikel 34j und folgende des vorliegenden Gesetzes sind auf die Verfolgung und das Urteil einer kantona​len Übertretung anwendbar.

Art. 34j

Summarisches Verfahren 




a) Grundsatz

1 Strafverfügungen können ohne vorherige Anhörung des Beschuldigten in Form eines summarisch begründeten Strafbescheids ergehen, sofern:

a) der Sachverhalt als erwiesen erscheint ; 

b) der Verstoss mit einer Busse bis 5'000 Franken geahndet werden kann.

2 Der Strafbescheid ist nicht gebührenpflichtig.

Art. 34k

b) Einsprache - Berufung

1 Der Beschuldigte kann gegen den Strafbescheid Einsprache gemäss den Bestimmungen von Artikel 34a bis 34g erheben. 

2 Unterlässt er die Einsprache oder zieht er sie zurück, steht der Strafbescheid einem vollstreckbaren Urteil gleich. 

3 Einzig der Einspracheentscheid ist mit Berufung bei einem Richter des Kantonsgerichts anfechtbar.
Art. 34l 

Ordentliches Verfahren 

Sind die Voraussetzungen für ein summarisches Verfahren (Art. 34j Abs. 1) nicht erfüllt, hat die Behörde nach den allgemeinen Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes oder der Sondergesetzgebung zu verfahren. Ihr Ent​scheid unterliegt der Berufung an einen Richter des Kantonsgerichts.
Art. 34m

Berufungsverfahren

Die Schweizerische Strafprozessordnung regelt das Berufungsverfahren unter Vorbehalt nachfolgender Bestim​mungen:

a) 
Nur der Verurteilte kann Berufung einlegen ; 

b)
die Berufungserklärung ist innert 30 Tagen nach Zustellung des Entscheides beim zuständigen Richter zu hinter​legen; 

c) 
der zuständige Richter teilt der Verwaltungsbehörde die Berufungserklärung  mit und gewährt ihr eine Frist zur Hinterlegung des Aktendossiers und Einreichung ihrer Bemerkungen, welche ihrerseits dem Beru​fungskläger unter Fristansetzung zur Stellungnahme mitgeteilt werden; 

d) 
wenn es ihm notwendig erscheint, vervollständigt er die Untersuchung; 

e) 
mit Einverständnis des Berufungsklägers entscheidet er ohne Verhandlungen; 

f) 
er kann den Entscheid bestätigen oder mildern.

Art. 34n

Bekanntmachung 

Auf Gesuch hin kann jede sich über ein rechtmässiges Interesse ausweisende Person Kenntnis vom Dispositiv des Strafbescheids oder der Strafverfügung, gemäss den von der Verwaltungsbehörde festgelegten Modalitäten, erhalten. 

4.
Das Gesetz betreffend das Gehalt der Gerichtsbehörden vom 28. Mai 1980 wird wie folgt geändert:

Art. 2 Abs. 1 und 2
Kantonsrichter
1 Das Jahresgehalt der Kantonsrichter beträgt 189'670 Franken. 

2 Der Präsident des Kantonsgericht bezieht 192'927 Franken.

Art. 3 Abs. 1
Bezirksrichter, Jugendrichter und Straf- und Massnahmenvollzugsrichter

1 Das Jahresgehalt der Bezirksrichter, des Präsidenten des Arbeitsgerichts, des Präsidenten des Mietgerichts, der Jugend- und Straf- und Massnahmenvollzugsrichter beträgt 170'126 Franken.
Art. 4 Abs. 1
Kantonsgerichtsschreiber
1 Die Kantonsgerichtsschreiber beziehen folgendes Jahresgehalt:

a) Gerichtsschreiber I :
Klasse 1 der Lohntabelle der Kantonsverwaltung;

b) Gerichtsschreiber II :
Klasse 2 der Lohntabelle der Kantonsverwaltung;

c) Gerichtsschreiber III :
Klasse 3 der Lohntabelle der Kantonsverwaltung.

Art. 5 Abs. 1
Bezirksgerichts-, Jugendgerichts-, Straf- und Massnahmenvollzugsgerichts- und Staatsanwaltschafts​schreiber
1 Die Bezirksgerichts-, Jugendgerichts-, Straf- und Massnahmenvollzugsgerichts- und Staatsanwalt​schafts​schreiber beziehen folgendes Jahresgehalt:

a) Gerichtsschreiber I :
Klasse 4 der Lohntabelle der Kantonsverwaltung;

b) Gerichtsschreiber II :
Klasse 5 der Lohntabelle der Kantonsverwaltung;

Art. 6
Staatsanwaltschaft
1 Das Jahresgehalt des Generalstaatsanwaltes beträgt 189'670 Franken. 

2 Dasjenige der drei regionalen Staatsanwälte und des Generalstaatsanwalt Substituts beträgt 176'641 Franken.
3 Die ordentlichen Staatsanwälte beziehen 170'126 Franken.

4 Der Generalstaatsanwalt bezieht als Repräsentationsentschädigung 2'000 Franken, die regionalen Staatsanwälte und der stellvertretende Generalstaatsanwalt 1'200 Franken und die Staatsanwälte 1'000 Franken im Jahr.
Art. 7

Ersatzrichter und Stellvertreter
1 Die Ersatzrichter des Kantonsgerichtes, sowie die Ersatz- und nebenamtlichen Richter des Verwaltungsge​richtes beziehen für die Sitzungen folgende Entschädigungen:

a) 
650 Franken pro Tag, nebst Reiseentschädigung; 

b) 
300 Franken pro Halbtag, nebst Reiseentschädigung.
2 Zusätzlich wird dem Richter, der den Rapport erstellt, eine Entschädigung von 650 bis 2'500 Franken zugesprochen. 

3 Amtet ein Bezirksrichter, ein Jugendrichter, ein Straf- und Massnahmenvollzugsrichter oder ein  Ge​richtsschreiber als Ersatzrichter, so werden die Entschädigungen halbiert.

4 In besonderen Fällen kann der Gerichtspräsident die Entschädigung erhöhen.

Art. 8 Abs. 1 bis 3

1 Ersatzrichter des Bezirksrichters, Stellvertreter und Beisitzer des Jugendrichters, Stellvertreter des Straf- und Massnahmenvollzugsrichters, sowie Gerichtsschreiber-Stellvertreter beziehen folgende Entschädigung:

a) 
450 Franken pro Tag, nebst Reiseentschädigung; 


b) 
250 Franken pro Halbtag, nebst Reiseentschädigung;
c) 
70 Franken pro Stunde bis drei Stunden je eintretenden Fall, nebst Reiseentschädigung.
2 Zusätzlich wird dem Richter, der den Rapport oder das Urteil erstellt, eine Entschädigung von 200 bis 1'300 Franken zugesprochen. 

3 Amtet ein Gerichtsschreiber als Ersatzrichter oder Beisitzer, so bezieht er einen Pauschalbetrag von 2'500 Franken pro Jahr.



Art. 10
Ausserordentliche Staatsanwälte

1 Der ausserordentliche Staatsanwalt, der bei Ausstand oder Verhinderung des ordentlichen zu amten hat, erhält ein Gehalt von 200 Franken pro Stunde.

2 Das monatliche Gehalt darf in jedem Fall dasjenige eines Staatsanwalts nicht übersteigen.
5.
Das Einführungsgesetz zum Schweizerischen Strafgesetzbuch vom 14. September 2006 wird wie folgt geän​dert:

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 2 

Richterliche und administrative Strafsachen 

1 Mit der Anwendung des Bundesstrafrechts sind entweder richterliche Behörden (2. Kapitel) oder Verwal​tungsbehörden (3. Kapitel) betraut. 

2 Die Urteile, Entscheide und Massnahmen, die weder das Bundesstrafrecht noch das vorliegende Gesetz aus​drücklich einer Behörde zuweisen, sind Sache:

a)
der Staatsanwaltschaft für die Verfolgung von Straftaten

b) 
der richterlichen Behörde für die Beurteilung von Straftaten; 

c) der Verwaltungsbehörde für den Vollzug der Urteile.

2. Kapitel: Richterliche Strafsachen 

Art. 4 
Verfolgende und urteilende Behörde 

1 Die Zuständigkeit und das Verfahren für die Verfolgung und Beurteilung von Straftaten sind, vorbehältlich des Bundesrechts, im Gesetz über die Gerichtsbehörden, im Einführungsgesetz zur Strafprozessordnung und der er​gänzenden kantonalen Gesetzgebung geregelt. 

2 Die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden zur Bestrafung von Übertretungen bleibt vorbehalten. 

3 Nach Anhörung der Direktion der kantonalen Strafanstalten kann die zuständige Untersuchungsbehörde bzw. der zuständige Bezirksrichter oder der Präsident der zuständigen richterlichen Behörde den vorzeitigen Antritt des Massnahmen- oder Strafvollzugs gestatten (Art. 58 Abs. 1 und 75 Abs. 2 StGB).

Art. 5 Abs. 1 
Straf- und Massnahmenvollzugsrichter 

1 Vorbehältlich der Zuständigkeiten, die das Bundesrecht ausdrücklich dem Staatsanwalt, dem urteilenden Rich​ter, dem Revisionsrichter oder dem Richter der neuen Widerhandlung zuweist, ist der Straf- und Massnahmen​vollzugsrichter für jeden gemäss Bundesstrafrecht einem rechtskräftigen Strafurteil folgenden Entscheid zustän​dig. Insbesondere hat er:

Buchstabe a bis f unverändert.

Art. 8 

c) Friedensbürgschaft 

Das Verfahren und die Zuständigkeit im Bereich der Friedensbürgschaft (Art. 66 StGB) werden unbesehen  ei​nes Strafverfahrens in den Artikeln 379 fortfolgende der Strafprozessordnung geregelt.

Art. 9 

d) Einziehung
Die Zuständigkeit und das Verfahren im Bereich der Einziehung (Art. 69 bis 72 StGB) werden unbesehen eines Strafverfahrens in den Artikeln 384 fortfolgende der Strafprozessordnung geregelt.

Art. 10 

e) Rechte Dritter 

Aufgehoben.
Art. 11 

f) Verwendung zu Gunsten des Geschädigten 

Die Zuständigkeit und das Verfahren der Gesuche des Geschädigten betreffend die Verwendung der eingezoge​nen Gegenstände und Vermögenswerte (Art. 73 StGB)  zu seinen Gunsten werden durch Artikel 386 der Straf​prozessordnung geregelt. 

Art. 12 

g) Strafbefreiung 

Aufgehoben.

Art. 13 

h) Rechtshilfe 

Aufgehoben.

Art. 16 
Verfahren  vor dem Straf- und Massnahmenvollzugsrichter 

Das für die Entscheide des Straf- und Massnahmenvollzugsrichters anwendbare Verfahren wird durch das Bun​desrecht geregelt (Art. 364, 365 StPO).

Art. 17
b) vor einer anderen richterlichen Behörde 

Aufgehoben.

3. Kapitel: Administrative Strafsachen
Art. 20 Abs. 3
Dienststelle 

3 In den vom Staatsanwalt oder Straf- und Massnahmenvollzugsrichter behandelten Fällen erteilt die Dienststelle von Amtes wegen oder auf entsprechendes Gesuch hin die erforderlichen Auskünfte und händigt die sachdienli​chen Unterlagen aus. 

Art. 21 Abs. 3 
Direktion 

3 In den beim Staatsanwalt oder Straf- und Massnahmenvollzugsrichter anhängig gemachten Fällen erteilt die Di​rektion von Amtes wegen oder auf Gesuch hin die erforderlichen Auskünfte und händigt die sachdienlichen Un​terlagen aus. 

Art. 38 Abs. 1 
Freiwillige soziale Betreuung 

1 Indem er sich an einen Partner der Bewährungshilfe wendet, kann von der sozialen Betreuung profitieren:

a) der Angeschuldigte, der sich nicht in Untersuchungshaft vor dem Urteil befindet; 

b) der Verurteilte, welcher seine Strafe im offenen Vollzug verbüsst.

Art. 48 

b) nicht nach KVG versicherter Gefangener 

1 Leistungen für einen nicht nach KVG versicherten Gefangenen gehen zu seinen Lasten, wenn sein Vermögen oder sein Arbeitsverdienst dies zulässt. 

2 In anderen Fällen trägt die Heilungskosten:

a) 
der die Untersuchungshaft vor dem Urteil  anordnende Kanton während deren Dauer; 

b) 
der Urteilskanton bei Krankheit; 

c) der Kanton des Sitzes der Haftanstalt bei Unfall.

Art. 49 

c) Zahnbehandlungskosten 

1 Die Zahnbehandlungskosten, welche nicht zu Lasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung gehen, sind vom Gefangenen zu tragen, sofern sein Vermögen oder sein Arbeitsverdienst dies zulässt. 

2 In anderen Fällen trägt die Zahnbehandlungskosten:

a) 
der Kanton, der die Untersuchungshaft vor dem Urteil anordnet, für die Dauer der Untersuchungshaft; 

b) 
der Urteilskanton in den übrigen Fällen.

5. Kapitel: Kantonales Strafrecht 

Art. 59 

Materielles Recht und Verfahrensrecht 

1 Die Bestimmungen des Ersten Buchs des Strafgesetzbuchs, ausgenommen jene über die Umwandlung der Busse und über die gemeinnützige Arbeit, sind für die Ahndung von Widerhandlungen gegen kantonales oder kommunales Recht anwendbar. Die besonderen Bestimmungen der kantonalen oder kommunalen Gesetzgebung bleiben vorbehalten. 

2 Das Verfahren wird von der Strafprozessordnung und ihrer Einführungsgesetzgebung geregelt.
6.
Das Gesetz über die Akten der gerichtlichen Polizei vom 28. Juni 1984 wird wie folgt geändert:

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

Art. 3a
Vernichtung von Daten 

1 Die Daten der gerichtlichen Polizei werden soweit erforderlich von Amtes wegen vernichtet: 

a) 
aufgehoben; 

b) 
bei Ablauf der für die Strafklage geltenden Verjährungsfrist; 

c) 
nach dem Tod der betroffenen Person; 

d) 
in Übereinstimmung mit den Grundsätzen, welche die Entfernung der Einträge, welche im Strafregister in​folge Verurteilung enthalten sind, betreffen. 

2 Aufgehoben.

3 Der Entscheid des Polizeikommandanten betreffend die Vernichtung von Daten kann innert 30 Tagen seit Zu​stellung an den Präsidenten der Strafkammer weitergezogen werden, welcher als letzte kantonale Instanz ent​scheidet. Das Verfahren findet unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt; die Bestimmungen über die Beschwerde gemäss Strafprozessordnung sind anwendbar. 

4 Anlässlich der Vernichtung muss die Polizei unverzüglich alle Behörden oder Organe, an welche die Daten übermittelt wurden (Art. 10) orientieren und diese zur Löschung derselben auffordern.

Art. 5 Abs. 4
Auskunftsrecht nach Abschluss des Strafverfahrens a) Grundsatz 

4 Wenn die Person, welche Auskunft verlangt, Gegenstand einer Voruntersuchung oder eines Strafverfahrens bil​det, welches von der Staatsanwaltschaft oder der zuständigen Behörde eines anderen Kantons, des Bundes oder eines ausländischen Staats angeordnet wurde, wird ihr Recht von der auf sie anwendbaren Strafprozessordnung geregelt. 

3. Kapitel: Auskunftserteilung 

Art. 10 Abs. 2 
Empfänger 

2 Unter der Verantwortung des Kommandanten der Kantonspolizei können Auskünfte erteilt werden an: 

a)
den Vorsteher des Verwaltungs- und Rechtsdienstes des Departements für Sicherheit und Institutionen inso​weit es erforderlich ist für den Straf- und Massnahmenvollzug, die Ausführung der Schutzaufsicht und die Vorbehandlung der Begnadigungsgesuche;

b) 
den Vorsteher der kantonalen Fremdenkontrolle für den Vollzug von gesetzlichen Vorschriften des Bundes; 

c) 
den Vorsteher der kantonalen Abteilung Zivilstandswesen für die Einbürgerungen und für den Vollzug von ge​setzlichen Vorschriften des Bundes; 

d) 
den Vorsteher der kantonalen Motorfahrzeugkontrolle im Rahmen der Zulassung von Personen in den Strassen​verkehr; 

e) 
den Direktor der Strafanstalten im Rahmen des Straf- und Massnahmenvollzuges; 

f) 
den Direktor der kantonalen Ausgleichskasse für den Vollzug von gesetzlichen Vorschriften des Bundes; 

g) 
den Vorsteher der kantonalen Militärverwaltung für den Vollzug von gesetzlichen Vorschriften des Bundes; 

h) 
den Vorsteher des Personalamtes für die Anstellung von Bewerbern für gewisse Stellen im öffentlichen Dienst. Das Reglement bezeichnet diese Stellen und bestimmt die Bedingungen; 

i) 
die Untersuchungskommission des Grossen Rates in Anwendung von Artikel 133 des Gesetzes über die Organi​sation der Räte und die Beziehungen zwischen den Gewalten;
k) 
den zuständigen Departementsvorsteher betreffend einen Beamten, der eine heikle Position bekleidet, indem er als Experte oder im Zusammenhang mit der Jugend tätig ist. 

Artikel 53 der Strafprozessordnung bleibt in diesen Fällen vorbehalten. Aufgehoben.

7.
Das Gesetz über die Kantonspolizei vom 20. Januar 1953 wird wie folgt geändert:

Art. 7 
Anforderungsrecht 

Das Recht, die Hilfe der Kantonspolizei anzufordern, steht zu:

a) in Gerichtssachen: 


-
dem Vorsteher des Departements für Sicherheit;


-
dem Präsidenten des Kantonsgerichtes; 



-
der Staatsanwaltschaft; 


-
den Gerichtspräsidenten;

b) in Verwaltungssachen: 


-
dem Staatsrat;


-
dem Vorsteher des Departements für Sicherheit; 


-
den Regierungsstatthaltern.

Art. 24 
Hausdurchsuchung 

Die Angehörigen der Kantonspolizei können im Interesse einer Untersuchung zu jeder Zeit Lokalitäten betreten, welche dem Publikum offen stehen, wie Werkstätten, Läden, Garagen, Kinos. 

In Betrieben, die dem Berufsgeheimnis unterstehen, kann dies nur mit Erlaubnis der Staatsanwaltschaft gesche​hen, ausgenommen bei Ertappen auf frischer Tat.

8.
Die Verordnung zum Gesetz über die Kantonspolizei vom 1. Oktober 1986 wird wie folgt geändert:

Art. 10 Abs. 3
Zuständigkeitsbereich 

3 In gerichtspolizeilichen Angelegenheiten untersteht die Kantonspolizei der für die Untersuchung zuständigen Staatsanwaltschaft. Ist ein Mitglied der Kantonspolizei in ein Strafverfahren verwickelt bestimmt der Staatsan​walt die polizeilichen Sachbearbeiter. 


 Art. 24 Abs. 1
Personendurchsuchung 

1 Jeder Polizeibeamte kann aus Gründen der Sicherheit Personen nach den Bestimmungen der Strafprozess​ordnung durchsuchen, die:

a) 
zwecks Vorführung vor die Staatsanwaltschaft verhaftet oder festgenommen worden sind; 

b) 
verdächtigt werden, ein Verbrechen oder Vergehen begangen zu haben und noch im Besitze des Diebesgutes oder der Tatwerkzeuge zu sein; 

c) 
verdächtigt werden, Waffen auf sich zu tragen; 

d) 
zur Personenfeststellung zurückgehalten werden zwecks näherer Überprüfung.

III

Schlussbestimmungen

1.
Alle dem vorliegenden Gesetz widersprechenden Bestimmungen sind Aufgehoben, namentlich:


a)
die Strafprozessordnung des Kantons Wallis vom 22. Februar 1962;


b)
das Gesetz betreffend den Beitritt des Kantons Wallis zum Konkordat über die Rechtshilfe und die interkanto​nale Zusammenarbeit in Strafsachen vom 11. November 1993.

2.
Das vorliegende Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

3.
Der Staatsrat beschliesst den Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Gesetzes.

Vorentwurf des Einführungsgesetzes

zur schweizerischen Zivilprozessordnung (E.EGZPO)

Der grosse Rat des Kanton Wallis

Eingesehen den Artikel 46, Absatz 1 und 2 der Bundesverfassung;

eingesehen die Schweizerische Zivilprozessordnung (Zivilprozessordnung, ZPO);

eingesehen die Artikel 31 und 42, Absatz 1 und 2 der Kantonsverfassung;

auf Vorschlag des Staatsrates,

verordnet :

I

Allgemeine Bestimmungen

1. Kapitel : Gegensstand des Gesetzes

Art. 1
Ziel

1 Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Bundesrechts bestimmt das vorliegende Gesetz die sachliche Zuständigkeit der mit den Zivilsachen beauftragten Behörden und regelt die Anwendung der Zivilprozessordnung.

2 Die Bestimmungen des Gesetzes über die Gerichtsbehörden, des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivil​gesetzbuch, des Arbeitsgesetzes und der Spezialgesetzgebung bleiben vorbehalten.

Art. 2
Gleichstellung zwischen Frau und Mann

Jede Bezeichnung einer Person, eines Status oder einer Funktion wird für Frau und Mann im gleichen Sinne verwendet.

2. Kapitel : Sachliche Zuständigkeit der mit den Zivilsachen beauftragten Behörden

Art. 3


1 Der Gemeinderichter ist zuständig um:

a)
einen Schlichtungsversuch zu unternehmen;

b)
einen Urteilsvorschlag zu unterbreiten;

c)
bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten mit einem Streitwert unter Fr. 2'000.00 auf Antrag der klagenden Partei einen Grundsatzentscheid zu treffen.

2 Vorbehalten bleibt die Zuständigkeit des Präsidenten des Arbeitsgerichts, der kantonalen Schlichtungskommission für Mietverhältnisse und der kantonalen Kommission für Streitigkeiten nach dem eidgenössischen Gesetz für Gleichstellung vom 24. Mai 1995 (und gegebenenfalls des Bezirksgerichts für Schlichtungsverfahren, die von der Zivilprozessordnung in eherechtlichen Angelegenheiten vorgesehen sind.)

Art. 4
Bezirksgericht

1 Das Bezirksgericht beurteilt in Zivilsachen und entscheidet über die Anträge von vorsorglichen Massnahmen, aus​ser wenn das Gesetz ausdrücklich die Zuständigkeit einer anderen Behörde vorsieht.

2 (Gegebenenfalls ist es in eherechtlichen Angelegenheiten zuständig, in den von der Zivilprozessordnung vorgese​henen Fällen einen Schlichtungsversuch durchzuführen).

3 Ausserdem beurteilt das Bezirksgericht

a) die Vollstreckungsgesuche;

b) in Sachen der Schiedsgerichtsbarkeit, die in Art. 354 Abs. 2 der Zivilprozessordnung vorgesehenen Entscheide zu fällen.

Art. 5
Kantonsgericht

1 Das Kantonsgericht beurteilt

a)
als einzige kantonale Instanz in Zivilsachen aus Artikel 5 bis 7 der Zivilprozessordnung;

b)
als Rekursbehörde für Berufungen und Beschwerden, die im 9. Titel der Zivilprozessordnung vorgesehen sind.

2 In Angelegenheiten, die das Kantonsgericht betreffen, ist ein einziger Kantonsrichter zuständig:

a)
um die in Artikel 5 Absatz 1 des vorliegenden Gesetzes vorgesehenen Angelegenheiten zu untersuchen;

b)
um über einen Antrag zu vorsorglichen Massnahmen oder zur Bewilligung einer vorzeitigen Vollstreckung zu entscheiden oder die Vollstreckbarkeit zu hemmen;

c)
um über die Berufung oder die Beschwerde zu entscheiden, wenn das vereinfachte oder summarische Verfahren erstinstanzlich anwendbar war, kann der bezeichnete Richter den Fall an einen Gerichtshof zurückverweisen.

3 Ausserdem entscheidet das Kantonsgericht in Sachen der Schiedsgerichtsbarkeit in den in Art. 354 Absatz 1 der Zivilprozessordnung vorgesehenen Fällen.

Art. 6
Kantonale Schlichtungskommission in Miet- und Pachtsachen

1 Die Kommission unternimmt einen Schlichtungsversuch in Streitigkeiten aus Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen sowie aus landwirtschaftlicher Pacht.

2 Sie bietet den Parteien in den in Frage stehenden Bereichen Rechtsberatungen an.

3 Die Kommission unterbreitet den Parteien einen Urteilsvorschlag (Art. 207 Abs. 1 lit. b ZPO) und fällt einen end​gültigen Entscheid, falls Art. 209 der Zivilprozessordnung Anwendung findet.

Art. 7
Miet- und Pachtgericht

1 Das Miet- und Pachtgericht setzt sich aus drei Mitgliedern zusammen. Es beurteilt in Zivilsachen bezüglich Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen sowie aus landwirtschaftlicher Pacht.

2 Der Präsident des Miet- und Pachtgerichts als Einzelrichter

a)
untersucht und entscheidet über die Räumungsklagen;

b)
untersucht die Sachen, für welche das Miet- und Pachtgericht zuständig ist, ein Endurteil zu fällen, und trifft die Entscheide über die vorsorglichen Massnahmen.

3 Die Mitglieder und der Präsident, die über den schon in der Schlichtungskommission angerufen wurden, können nicht im Gericht einsitzen.

Art. 8
Kantonale Schlichtungskommission für Streitigkeiten nach dem Gleichstellungsgesetz

1 Die Kommission unternimmt einen Schlichtungsversuch in Streitigkeiten nach dem Gleichstellungsgesetz.

2 Sie bietet den Parteien in den in Frage stehenden Bereichen Rechtsberatungen an.

3 Die Kommission unterbreitet den Parteien einen Urteilsvorschlag (Art. 207 Abs. 1 lit. a ZPO) und fällt einen end​gültigen Entscheid, falls Art. 209 der Zivilprozessordnung Anwendung findet.

3. Kapitel : Andere Bestimmungen
Art. 9
Zwangsvollstreckungsverfahren

Die zuständige Behörde im Sinne von Art. 341 Abs. 3 der Zivilprozessordnung ist die Kantonspolizei.

Art. 10
Verfahrenssprache

1 Ausser vor dem Gemeinderichter, wo die Sprache des Gerichtsortes überwiegt, können Schriften und mündliche Vorträge der Parteien oder ihrer Beauftragten auf Deutsch oder Französisch erfolgen.

2 Der Gemeinderichter und das Bezirksgericht stellen ihre Mitteilungen, Entscheide und Urteile in der Sprache des Gerichtsortes zu.

3 Die kantonalen Schlichtungskommissionen und das Miet- und Pachtgericht stellen ihre Mitteilungen, Entscheide und Urteile in der gemeinsamen Sprache der Parteien zu, sofern diese deutsch oder französisch ist. Mangels einer in diesem Sinne gemeinsamen Sprache überwiegt die Sprache des Mieters, des Pächters oder des Arbeitnehmers, sofern diese eine der beiden Amtssprachen ist. In den anderen Fällen entscheidet die Kommission oder das Gericht.

4 Das Kantonsgericht stellt seine Mitteilungen, Entscheide und Urteile auf Deutsch oder Französisch zu, grund​sätzlich in der Sprache der Erstinstanzbehörde oder der schriftlichen Einleitung des Verfahrens.

Art. 11
Anpassung des kantonalen Rechts

Das kantonale Gesetz über das Zivilverfahren wird wie folgt angepasst:

a)
Die Rechtsmittel der Nichtigkeitsklage und der Berufung entsprechen der Beschwerde und der Berufung im Sinne der Zivilprozessordnung;

b)
Jeder Bezug zur kantonalen Zivilprozessordnung betrifft die entsprechende Bestimmung der schweizerischen Zivilprozessordnung.

II

Änderungen des geltenden Rechts

1.
Das Gesetz über die Verantwortlichkeit der öffentlichen Gemeinwesen und ihrer Amtsträger vom 10. Mai 1978 (SS/VS 170.1) wird wie folgt abgeändert :


Art. 19 Abs. 1
Zuständigkeit


1 Die sich auf dieses Gesetz stützenden Klagen fallen in die Zuständigkeit des Zivilrichters. Die Zivilprozess​ordnung ist anwendbar.

2.
Das Gesetz über die Organisation der Räte und die Beziehungen zwischen den Gewalten vom 28. März 1996 (SS/VS 171.1) wird wie folgt abgeändert :


Art. 133 Abs. 2
Parlamentarische Untersuchungskommission


2 Die Beweiserhebung ist überdies in der Zivilprozessordnung geregelt.
3.
Das Ausführungsreglement zum Gesetz über die Gerichtsbehörden vom 6. Februar 2002 (SS/VS 173.104) wird wie folgt abgeändert :

Art. 5

Mitteilung von Gerichtsakten


Wo das Gesetz nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt, können Gerichtsakten interessierten Dritten nur mit dem Einverständnis jeder Partei mitgeteilt werden. Bei Weigerung einer Partei entscheidet der Richter oder der Gerichtspräsident über das Gesuch.
4.
Das Gemeindegesetz vom 5. Februar 2004 (SS/VS 175.1) wird wie folgt abgeändert :


Art. 112 Abs. 3 und 4
Interkommunale Vereinbarung


3 Die sich im Rahmen der Vereinbarung zwischen den Gemeinden ergebenden Streitigkeiten werden im Rahmen ihrer Zuständigkeit entweder vom Kantonsgericht oder vom Staatsrat oder von einem Schiedsgericht entschie​den. Letzteres wird gemäss den Bestimmungen der Zivilprozessordnung gebildet.

4 Aufgehoben.

5.
Das Notariatsgesetz vom 15. Dezember 2004 (SS/VS 178.1) wird wie folgt abgeändert :

Art. 6 Abs. 2
Zivilrechtliche Verantwortlichkeit - anwendbare Bestimmungen und Verfahren

2 Der Zivilrichter beurteilt die Verantwortlichkeitsklage . Die Zivilprozessordnung ist anwendbar. 


Art. 56

Streitigkeiten - Grundsätze


1 Der Zivilrichter beurteilt die Klage des Notars betreffend Gebühren, Auslagen oder Rückerstattung von Kosten​vorschüssen.


2 Die Zivilprozessordnung ist anwendbar.


Art. 57, 58, 85 Abs. 4 : Aufgehoben.

6.
Das Gesetz betreffend die Anwendung des Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland vom 3. Januar 1991 (SS/VS 211.41) wird wie folgt abgeändert :

Art. 12
Zivilrechtliche Verfahren


1 Der Zivilrichter ist zuständig für die Klage auf Beseitigung des rechtswidrigen Zustandes (Art. 27BewG).


2 Die Zivilprozessordnung ist anwendbar.
7.
Das Gesetz über die amtliche Vermessung und Geoinformation vom 16. März 2006 (SS/VS 211.6) wird wie folgt abgeändert :

Art. 16 Abs.4
Öffentliche Auflage (Vermarkung)


4 Gegen den Einspracheentscheid können die Eigentümer innert 30 Tagen beim Zivilrichter Klage erheben. Die Zivilprozessordnung ist anwendbar.

Art. 19 Abs.4
Öffentliche Auflage (Ersterhebung und Erneuerung)


4 Gegen den Einspracheentscheid können die Eigentümer innert 30 Tagen beim Zivilrichter Klage erheben. Die Zivilprozessordnung ist anwendbar.
Art. 39 Abs. 4

Grenzen

4 Bei fehlender schriftlicher Zustimmung entscheidet die Dienststelle. Die Eigentümer können innert einer Frist von 30 Tagen beim Zivilrichter Klage erheben. Die Zivilprozessordnung ist anwendbar.
8.
Die Verordnung betreffend die Einführung des Grundbuches im Kanton Wallis vom 19. Dezember 1919 (SS/VS 211.610) wird wie folgt abgeändert :

Art. 41 Abs.2




2 Die Zivilprozessordnung ist anwendbar.

9.
Das Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs vom 20. Juni 1996 (SS/VS 281.1) wird wie folgt abgeändert :

Art. 30 Abs.2
In der Eigenschaft als Betreibungsorgane

2 In diesen Bereichen wird das Kantonsgericht für Entscheide des Bezirksrichters angerufen, soweit eine Beschwerde vom Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs oder von der Zivilprozessordnung vorge​sehen ist. Der Fall kann einem Einzelrichter übertragen werden.


Art. 31, 32, 33, 40, 41, 42, 43 : Aufgehoben.
10. Das Gesetz welches das Bundesgesetz über die Berufsbildung vollzieht vom 14. November 1984 (SS/VS 412.1) wird wie folgt abgeändert :

Art. 7 Abs.1
Zuständigkeit

1 Die kantonale Berufsbildungskommission ist zuständig:

a) aufgehoben;

Art.60
Zuständigkeit (Zivilgerichtsbarkeit)

Aufgehoben.

11. Das Vollziehungsreglement zum Gesetz, welches das Bundesgesetz über die Berufsbildung vollzieht vom 20. Februar 1985 (SS/VS 412.100) wird wie folgt abgeändert :

Art. 56
Verfahren (zivilrechtliche Streitigkeiten)

Aufgehoben.
12. Das Ausführungsgesetz zum Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz vom 11. Februar 2005 (SS/VS 520.1) wird wie folgt abgeändert :

Art. 6
Zivilansprüche

Die Zivilprozessordnung ist bei auf das BZG gestützten Zivilklagen anwendbar (Art. 60 bis 65 und 67 BZG). Ar​tikel 33 des vorliegenden Gesetzes bleibt vorbehalten.
13.
Die Verordnung über die Aufhebung der Sicherungsbeschlagnahme von Luftfahrzeugen vom 13. Februar 1951 (SS/VS 748.101) wird wie folgt abgeändert :
Art. 2
Die Zivilprozessordnung ist anwendbar.

14.
Das kantonale Arbeitsgesetz vom 16. November 1966 (SS/VS 822.1) wird wie folgt abgeändert : 


Art. 29
Arbeitsgericht

Das Arbeitsgericht, bestehend aus drei Mitgliedern, beurteilt Zivilstreitigkeiten,

a) die sich aus dem Arbeitsvertrag ergeben, unabhängig vom Streitwert;

b) die sich aus Artikel 357b des Obligationenrechts oder aus dem Bundesgesetz für Gleichstellung vom 24. März 1995 ergeben.

Art. 30

Einzelrichter


Der Präsident des Arbeitsgerichts als Einzelrichter :

a) unternimmt einen Schlichtungsversuch (Art. 194ff der Zivilprozessordnung), unterbreitet einen Urteils​vorschlag oder fällt einen Grundsatzentscheid (Art. 207 Abs. 1 lit. a oder c und 209 der Zivilprozessordnung), unter Vorbehalt der Anfechtungen aus Art. 8 des Einführungsgesetzes der Zivilprozessordnung.

b) untersucht die in der Zuständigkeit des Miet- und Pachtgerichts liegenden Fälle hinsichtlich eines Endurteils, und trifft die Entscheide über die vorsorglichen Massnahmen


Art. 31

Verfahrenssprache


1 Schriften und mündliche Vorträge der Parteien oder ihrer Beauftragten erfolgen auf Deutsch oder Franzö​sisch.


2 Das Gericht und sein Präsident erlassen ihre Mitteilungen, Entscheide und Urteile auf Deutsch oder Franzö​sisch, wenn diese die gemeinsame Sprache der Parteien ist. Mangels einer gemeinsamen Sprache, überwiegt die Sprache des Arbeitnehmers, sofern diese deutsch oder französisch ist. In den anderen Fällen entscheidet das Gericht über die anzuwendende Amtssprache.


Art. 31a bis 34b : Aufgehoben.

15.
Die Verordnung zur Bezeichnung der Behörden und Verfahren im Krankenversicherungswesen vom 13. März 1996 (SS/VS 832.100) wird wie folgt abgeändert :


Art. 2
Zusatzversicherungen


1 Der Zivilrichter beurteilt Streitigkeiten aus Zusatzversicherungen im Sinne von Artikel 12, Absatz 2 KVG. 
2 Die Zivilprozessordnung ist anwendbar.
16.
Das Gesetz über die Beschäftigung und die Massnahmen zugunsten von Arbeitslosen vom 23. November 1995 (SS/VS 837.1) wird wie folgt abgeändert :


Art. 48

Zivilverfahren


Das Arbeitsgericht wendet die Zivilprozessordnung sinngemäss an.

17.
Das Gesetz über die Eingliederung und die Sozialhilfe vom 29. März 1996 (SS/VS 850.1) wird wie folgt abgeän​dert :


Art. 24 Abs. 3
Rückerstattungsanspruch


3Die Zivilprozessordnung ist anwendbar.

18.
Die Verordnung betreffend verschiedene Einrichtungen für die Jugend vom 9. Mai 2001 (SS/VS 850.400) wird wie folgt abgeändert :


Art- 17 Abs. 3
Schweigepflicht


3 Die Beteiligung des Mitarbeiters an der Erstellung des Sachverhaltes in einem Zivil- oder Strafrechtsverfahren unterliegt nicht den Absätzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels. Seine Rechte und Pflichten ergeben sich aus der Zivilprozessordnung oder aus der Strafprozessordnung.

III

Schluss- und Übergangsbestimmungen

1.
Alle mit diesem Gesetz in Widerspruch stehenden Bestimmungen sind aufgehoben, insbesondere:

a)
die Zivilprozessordnung vom 24. März 1998;


b)
das Gesetz betreffend der Anwendung des Lugano-Übereinkommens vom 16. September 1988 über die ge​richtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen;


c)
das Gesetz betreffend den Beitritt zum interkantonalen Konkordat über die Schiedsgerichts​barkeit vom 23. Juni 1971;

d)
das Gesetz betreffend den Beitritt zum Konkordat über die Vollstreckung von Zivilurteilen vom 15. November 1978;

e)
Artikel 22 Abs. 3 der allgemeinen Ausführungsverordnung zum Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilge​setzbuch vom 4. Oktober 2000 
2.
Die Übergangsbestimmungen der Zivilprozessordnung gelten sinngemäss im vorliegenden Gesetz, mit Ausnahme der Bestimmungen über die sachliche Zuständigkeit, welche ab dem Inkrafttreten des Gesetzes angewendet wer​den. Die Übergabemodalitäten von hängigen Geschäften der vorgängig zuständigen zu den neu ernannten Zivil​behörden werden im Organisationsreglement der Walliser Gerichte festgelegt.

3.
Das vorliegende Gesetz unterliegt dem fakultativen Referendum.

4.
Der Staatsrat setzt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Gesetzes fest.
Vorentwurf des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (E.EGZGB)
(Erwachsenenschutz, Personenrecht und Kindesrecht)

(Schweizerische Zivilprozessordnung)

Änderung vom
Der Grosse Rat des Kantons Wallis

eingesehen den Artikel 52 des Schlusstitels des Schweizerischen Zivilgesetzbuches;

eingesehen die Artikel 31 und 42 Absätze 1 und 2 der Kantonsverfassung;

auf Vorschlag des Staatsrates,

verordnet:

I

Das Einführungsgesetz zum schweizerischen Zivilgesetzbuch vom 24. März 1998 wird wie folgt geändert:


Art. 1
Gegenstand des Gesetzes
1 Das vorliegende Gesetz bestimmt die Zuständigkeit der mit der Anwendung des Bundesprivatrechts beauftragten Behörden.

2 Es enthält ausserdem die ergänzenden kantonalen Bestimmungen zum Bundesprivatrecht.

3 Die Bestimmungen des Gesetzes über die Gerichtsbehörden, des Einführungsgesetzes zur Zivilprozessordnung, des kantonalen Arbeitsgesetzes und der Spezialgesetzgebung bleiben vorbehalten.

4 Jede im vorliegenden Gesetz benutzte Bezeichnung einer Person, eines Status, einer Funktion oder eines Be​rufes wird für Frau und Mann im gleichen Sinne verwendet.

Titel 1: Anwendung des Bundesprivatrechts

Kapitel 1: Allgemeines 

Art. 3
Aufgehoben.

Kapitel 2: Zivile Verwaltungssachen 

1. Zuständigkeit und Verfahren im Allgemeinen 

a) Allgemeine Bestimmungen

Art. 5
Anwendbares Recht

1 Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Bundesrechts ist das Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Ver​waltungsrechtspflege für zivilrechtliche Entscheide der Verwaltungsbehörden anwendbar.

2 Unter Vorbehalt des Bundesrechts und der folgenden Bestimmungen kann jeder durch eine Verwaltungsbehörde in erster Instanz oder auf Beschwerde hin gefällte Entscheid in Bezug auf eine Streitigkeit über zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtungen an die zivilrechtliche Abteilung des Kantonsgerichts weiter gezogen werden, sofern weder die Verwaltungs​gerichts​beschwerde an die öffentlichrechtliche Abteilung des Kantonsgerichts noch die Beschwerde an das kantonale Versicherungsgericht zulässig ist.
b) Besondere Zuständigkeiten

Art. 6
Polizeibehörden 

Die Polizeibehörden sind zuständig:

1.
auf Begehren des Familienhauptes (Art. 333 Abs. 3 ZGB) die nötigen Sicherheitsmassnahmen zu treffen oder zu veranlassen gegenüber Personen mit einer geistigen Behinderung oder mit psychischen Störungen; 

2.
Fundanzeigen entgegen zu nehmen (Art. 720 ZGB).

Art. 10 Abs. 1 Ziff. 7
Zuständiges Departement

1 Das zuständige Departement hat folgende Aufgaben:

7. aufgehoben;
c) Berufsbeistandschaft 
Art. 13
Grundsätze
1 Die Berufsbeistandschaft führt Betreuungs- und Verwaltungsmandate, welche die Kindes- und Erwachsenenschutz​behörde weder einer Privatperson noch dem kantonalen Jugendamt übertragen kann.

2 Zuständig ist die Berufsbeistandschaft der Gemeinde, in welcher die betroffene Person ihren Wohnsitz hat

Art. 14 
Rechtlicher Status

1 Die Berufsbeistandschaft ist eine kommunale Einrichtung.

2 Die Gemeinde erfüllt diese Aufgabe:

a)
durch Errichtung einer eigenen Berufsbeistandschaft;

b)
durch Delegation an eine andere Gemeinde, an eine Gemeindevereinigung, oder an Dritte;

c)
durch einen interkommunalen privatrechtlichen Zusammenarbeitsvertrag oder durch eine Gemeindevereinigung als Träger einer Berufsbeistandschaft.

3 Die Aufgabendelegation und die interkommunalen Vereinbarungen gemäss Abs. 2 Bst. b und c sind durch das Ge​meindegesetz geregelt.

Art. 15
Verordnete Zusammenarbeit

Eine Gemeinde, die offensichtlich nicht in der Lage ist, den Betrieb einer Berufsbeistandschaft zu gewährleisten, kann vom Staatsrat angewiesen werden, in einer der nach Art. 14 Abs. 2 Bst. b und c vorgesehenen Form die Zu​sammenarbeit zu suchen.

Art. 16
Interne Organisation

1 Die Berufsbeistandschaft verfügt über einen oder mehrere vollamtliche oder teilamtliche Berufsbeistände.

2 Da die Behörde dem Berufsbeistand Mandate überträgt, die aufgrund ihres Aufwandes oder ihrer Komplexität keiner Privatperson anvertraut werden können, muss der Berufsbeistand über die erforderliche Eignung und die entsprechenden Spezialkenntnisse verfügen.

3 Die Berufsbeistandschaft hat:

a)
sicher zu stellen, dass die Berufsbeistände die Instruktion, Beratung und Unterstützung erhalten, die sie für die Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen.

b)
die Vertraulichkeit der bearbeiteten Daten zu garantieren.

Art. 17
Verantwortlichkeit

1 Der Kanton haftet direkt für Schaden, der durch widerrechtliches Handeln oder Unterlassen von Organen des Kindes- und Erwachsenenschutzes entsteht (Art. 454 E ZGB).

2 Der Kanton hat ein doppeltes Rückgriffsrecht:

a)
gegenüber der Gemeinde oder dem Gemeindeverband, die bzw. der für die betroffene Berufsbeistandschaft verant​wortlich ist;

b)
gegenüber dem Mandatsträger.

3 Art. 14 ff. des Gesetzes über die Verantwortlichkeit der öffentlichen Gemeinwesen und ihrer Amtsträger regelt das Verfahren über den Rückgriff auf den Berufsbeistand oder Berufsvormund. Diese Bestimmungen finden analoge Anwendung, wenn die Behörde das Mandat einer Privatperson überträgt.

Art. 18 und 19 aufgehoben.

2. Besondere Verwaltungsverfahren

b) Stiftungen

Art. 23 
Stiftungsaufsicht

1 Die Organisation der Stiftungsaufsicht, die Art der Ausübung sowie die Gebührenordnung werden in einer Verord​nung des Staatsrates geregelt.

2 Die nicht im Handelsregister noch nicht eingetragenen eintragungspflichtigen Stiftungen, können von der Auf​sichtsbehörde dazu gezwungen werden.

3 Der Gemeinderichter benachrichtigt unverzüglich die zuständige Aufsichtsbehörde, wenn in einer durch ihn eröff​neten Verfügung von Todes wegen eine Stiftung errichtet wurde.

4 Die zuständige Aufsichtsbehörde trifft die in Art. 89b E ZGB vorgesehenen Massnahmen bei fehlender Verwaltung von öffentlichem Sammelvermögen.

c) Aufnahme von Kindern und Adoption

Art. 25 
Aufnahme von Kindern

1 Die Bewilligung und Aufsicht der Aufnahme von Kindern fällt in die Zuständigkeit des kantonalen Jugendamtes entsprechend der Bundes- und Kantonsgesetzgebung in diesem Bereich.

2 Ohne gegenteiligen Entscheid des Amtes ist die Aufnahme eines Kindes durch seine Verwandtschaft nicht der Be​willigung unterstellt. 

3 Die zuständige Kindesschutzbehörde entscheidet über die Aufnahme eines Kindes nach Erhalt der Bewilligung des Amtes. 

4 Das zuständige Departement erteilt die notwendigen Bewilligungen an die Aufnahmeheime.

Art. 26 
Vermittlertätigkeit zur Adoption

Das kantonale Jugendamt ist die zuständige Behörde im Bereich der Adoptivkindervermittlung.

Art. 27 
Adoption

Das Adoptionsgesuch ist an das zuständige Departement zu richten, welches nach einer Untersuchung beim kanto​nale Jugendamt entscheidet.

d) Ernennung und Entschädigung des Beistands
Art. 28 
Grundsätze

Die Bestimmungen über die Ernennung und Entschädigung des Beistands gelten:

a)
in gleicher Weise für Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen.

b)
in Analogie für den Vormund für Minderjährige.

Art. 29 
Ernennung des Beistands

1 Die Ernennung des Beistands richtet sich nach Art. 400ff. E ZGB.
2 Wenn die Behörde keine geeignete Privatperson für die Führung eines Mandats findet, ersucht sie die zuständige Berufsbeistandschaft, ihr eine geeignete Person vorzuschlagen.

Art. 30  
Ablehnung und Anfechtung der Ernennung

1 Die gegen ihren Willen ernannte Person kann innert 10 Tagen nach Mitteilung der Ernennung bei der Schutzbe​hörde einen Ablehnungsgrund geltend machen.

2 Ablehnungsgründe im Sinne von Art. 400 Abs. 2 E ZGB sind namentlich starke aktuelle oder bevorstehende fami​liäre oder berufliche Belastungen oder bereits übernommene öffentliche Aufgaben auf einem höheren Niveau.

3 Ausserdem kann jede Person, die ein Interesse hat, die Wahl innert zehn Tagen nachdem sie von ihr Kenntnis er​halten hat, als gesetzwidrig anfechten.

4 Gegen die neue Entscheidung der Schutzbehörde kann Beschwerde beim Kantonsgericht geführt werden.

5 Der Beistand, der die Wahl ablehnt oder dessen Ernennung angefochten wird, hat das Mandat zu führen bis die Schutzbehörde entschieden hat.

6 Der Beistand, der sich weigert, das Amt auszuüben und der keinen Einspruch erhoben hat oder dessen Einspruch abgewiesen wurde, kann mit Busse bestraft werden, welche gemäss den Bestimmungen über die administrativen Strafentscheide ausgesprochen wird. Überdies kann ihm die Schutzbehörde die durch seine Nachlässigkeit zusätzlich verursachten Kosten auferlegen.

Art. 31 
Entschädigung und Spesen

1 Die Schutzbehörde beschliesst die Entschädigung des Beistands und die Vergütung der notwendigen Spesen, i.d.R. im Rahmen der periodischen Berichts- und Rechnungsprüfung.

2 Die monatliche Entschädigung beträgt im Minimum Fr. 50.- und im Maximum Fr. 300.-. Die Erwachsenenschutz​behörde kann jedoch:

a)
eine höhere Entschädigung festlegen, wenn die Mandatsführung mit einem ausserordentlichen Aufwand verbun​den war;

b)
eine tiefere Entschädigung festlegen, wenn ein offensichtliches Missverhältnis besteht zwischen der effektiv erbrach​ten Leistung und dem Minimaltarif.

3 Die Bestimmungen des Gesetzes betreffend Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- oder Verwal​tungsbehörden finden analoge Anwendung.

4 Wenn die mit der Entschädigung und dem Spesenersatz verbundenen Kosten nicht dem Vermögen der betroffenen Person belastet werden können:

a)
erhält der Beistand zusätzlich zum Spesenersatz 70% der regulären Entschädigung;

b)
übernimmt die Wohnsitzgemeinde der betroffenen Person die Kosten für die Mandatsführung.

5 Die Entschädigung des Berufsbeistands fällt an den Arbeitgeber (Art. 404 Abs. 1 E ZGB). 

d bis) Führung der Beistandschaft

Art. 32
Grundsätze

1 Die Führung der Beistandschaft richtet sich nach den Bestimmungen von Art. 405 ff. E ZGB

2 Die folgenden ergänzenden Ausführungsbestimmungen betreffen insbesondere die Vermögensverwaltung.

3 Die Führung der Beistandschaft untersteht unabhängig davon, ob es sich um Kindes- oder Erwachsenenschutz​massnahmen handelt, denselben rechtlichen Bestimmungen.

Art. 33 
Inventar

1 Das vom Beistand bei der Übernahme des Mandats (Art. 405 Abs. 2 E ZGB) erstellte Vermögensinventar ist in analoger Anwendung der Bestimmungen von Art. 98 und 99 des vorliegenden Gesetzes zu errichten.

2 Ordnet die Schutzbehörde ein öffentliches Inventar an (Art. 405 Abs. 3 E ZGB), sind Art. 106 und 108 dieses Ge​setzes analog anwendbar.

3 Ist die Errichtung des Inventars mit einem besonderen Aufwand verbunden, kann die Schutzbehörde die Unterstüt​zung der Berufsbeistandschaft anfordern.

Art. 34 
Verwahrung von Wertsachen und Vermögensanlage

1 Der Staatsrat erlässt Bestimmungen für die Aufbewahrung und Erhaltung von Wertsachen, Kostbarkeiten und wichtigen Dokumenten der betroffenen Person.

2 Er bestimmt auch die Qualitätsanforderungen von Instituten, die für die Vermögensanlage in Frage kommen.

3 Die Bestimmungen des Bundesrates gemäss Art. 408 Abs. 3 E ZGB bleiben vorbehalten.

Art. 35 
Versteigerung

1 Der Verkauf von Gegenständen oder Rechten mit einem geschätzten Wert von Fr. 10'000- und darüber sowie der Verkauf von Grundstücken erfolgt durch öffentliche Versteigerung, .ausser wenn die Erwachsenenschutzbehörde einen Verkauf aus freier Hand bewilligt. 

2 Die öffentliche Versteigerung erfolgt nach den Anforderungen von Art. 189 dieses Gesetzes.

3 Vor dem Verkauf ist eine Schätzung durch Experten einzuholen:

a)
für Gegenstände, deren im Eingangsinventar vorgenommene Schätzung nicht mehr adäquat erscheint;

b)
für Grundstücke mit einem Schätzungswert von mehr als Fr. 50'000.-

4 Vor der Versteigerung sind Ort, Tag und Stunde der Versteigerung zu publizieren. Die Publikation hat zweimal zu erfolgen, wenn es sich um den Versteigerung eines Grundstückes handelt.

Art. 36 
Rechnung und Berichterstattung

1 Die Rechnung hat alle Einnahmen und Ausgaben des Rechnungsjahres sowie den aktuellen Vermögensstand der betroffenen Person auszuweisen.

2 Der Beistand hat der Schutzbehörde alle Belege zu den Kontoeintragungen zur Verfügung zu halten.

3 Darüber hinaus bestimmt der Staatsrat die formellen Anforderungen an die periodische Rechnungsablage (Art. 410 E ZGB) und Berichterstattung (Art. 411 E ZGB) des Beistands.

Art. 37 
Ergänzende Bestimmungen

1 Der Staatsrat erlässt die nötigen ergänzenden Bestimmungen zur Vollstreckung der Entscheide der Schutzbehörde.

2 Er kann die in Art. 31 und 35 festgelegten Beträge dem Landesindex der Konsumentenpreise anpassen.

Art. 38 bis 44 aufgehoben.

e) Entmündigung, Errichtung einer Beiratschaft oder einer Beistandschaft, Aufhebung dieser Massnahmen    Aufgehoben.

Art. 45 bis 54 aufgehoben.
f) Kindesschutz
Art. 55  
Zuständigkeit in eherechtlichen Verfahren

Die Zuständigkeit des Gerichts betreffend Kindesschutzmassnahmen ist in Art. 315a und 315b ZGB geregelt.

Art. 56 bis 58 aufgehoben

g) Vollzug der fürsorgerischen Unterbringung und Nachbetreuung

Art. 59 
Geeignete Einrichtungen

Das Gesundheitsgesetz und das Gesetz über die Krankenanstalten und– institutionen bezeichnen und regeln die geeigneten Einrichtungen für die fürsorgerische Unterbringung von Personen, die aufgrund einer psychischen Stö​rung, einer geistigen Behinderung oder schwerer Verwahrlosung einer Betreuung oder Behandlung bedürfen, die nicht anders erbracht werden kann (Art. 426 Abs. 1 E ZGB).

Art. 60 
Musterformulare

Das Justizdepartement stellt den Einrichtungen und den  ermächtigten Ärzten einen Musterbeschluss für die in Art. 383, 427, 430, 434 und 438 E ZGB vorgesehenen Massnahmen zur Verfügung sowie den Musterbrief , mit dem die betroffene Person oder eine ihr nahe stehende Person die Schutzbehörde anrufen kann (Art. 385, 439 E ZGB; 114 Abs. 1 Bst. b).

Art. 61 
Nachbetreuung

1 In allen Fällen, in denen eine Rückfallgefahr besteht, muss beim Austritt eine Nachbetreuung eingerichtet werden.

2 Es ist Sache der Schutzbehörde die notwendigen Massnahmen zu treffen. Sie handelt von Amtes wegen wenn sie über die Entlassung entscheidet. In den übrigen Fällen handelt sie auf Ersuchen der Einrichtung.

3 Auf der Grundlage einer Empfehlung des behandelnden Arztes trifft die Erwachsenenschutzbehörde jede Mass​nahme, die geeignet erscheint, einen Rückfall zu verhindern. Sie kann die Nachbetreuung einem regionalen sozial-medizinischen Zentrum übertragen.

4 Wenn die Umstände es erfordern, ernennt die Erwachsenenschutzbehörde der Person einen therapeutischen Beis​tand, dessen Aufgabe es ist, die betroffene Person zu begleiten, und durch geeignete Kontrollen die Einhaltung der Anweisungen zu überwachen.

Art. 62 
Ambulante Behandlung 

1 Die ambulante Behandlung kann an Stelle einer Betreuung in einer Einrichtung treten. Sie kann auch Teil der Nachbetreuung sein.

2 Die Erwachsenenschutzbehörde oder die medizinische Fachperson, an die vom Kantonsarzt die Kompetenz dele​giert wurde, die ihm Art. 15b des Bundesgesetzes über die Betäubungsmittel verleiht, ordnet die ambulante Behan​dlung an gestützt auf die Empfehlung des behandelnden Arztes.

3 Die ambulante Behandlung kann namentlich in folgender Form erfolgen:

a)
Anweisungen für eine bestimmte Lebensweise oder die Einnahme von bestimmten Medikamenten nach medizi​nischen Empfehlungen;

b)
Die Verpflichtung, regelmässig vor einer bestimmten Gesundheitsbehörde zu erscheinen oder sich einer Therapie zu unterziehen.

4 Die betroffene Person kann eine Vertrauensperson bezeichnen, die sie während der Dauer der Behandlung un​terstützt (in Analogie zu Art. 432 E ZGB).

Art. 63 
Kosten der Unterbringung, Behandlung und Nachbetreuung

1 Die Kosten einer fürsorgerischen Unterbringung, der stationären oder ambulanten Behandlung, sowie jene der Nachbetreuung gehen zu Lasten der betroffenen Person und ihrer Krankenversicherung.

2 Subsidiär werden die Kosten von der Wohnsitzgemeinde der betroffenen Person getragen nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Eingliederung und die Sozialhilfe.

Art. 64 
Aufgehoben

3. Kapitel: Zivile Gerichtssachen

1. Streitige Zivilgerichtsbarkeit

1.1 Allgemeine Bestimmungen
Aufgehoben.
Art. 77 bis 81
Aufgehoben.

1.2 Von der Schlichtung im Bereich des Miet- und Pachtrechtes

Art. 82 und 83
Aufgehoben.

Art. 84
Aufgaben nach kantonalem Recht

Der Doyen der Schlichtungskommission erfüllt folgende Aufgaben:

a)
Erstellung der Formulare für die Kündigung, für die Begründung von Mieterhöhungen und für einseitige Abänderun​gen des Vertrages;

b)
Auflage dieser Formulare auf den Gemeindekanzleien und Kontrolle, dass sie dort in ausreichender Zahl zur Verfü​gung stehen;

c) 
Die jährliche Veröffentlichung der Kommissionszusammensetzung;

d) 
Verfassung des Halbjahresberichtes für das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement.

2 Aufgehoben.

Art. 85 und 86
Aufgehoben.

2. Nichtstreitige Gerichtsbarkeit

2.1 Allgemeine Bestimmungen

Art. 87 bis 89
Aufgehoben.

Art. 90
Gemeinderichter

1 In die Zuständigkeit des Gemeinderichters fallen:

1.
das Inventar der mit einer Nacherbschaft belasteten Güter (Art. 490 ZGB, 100 des vorliegenden Gesetzes);

2.
die Entgegennahme der mündlichen letztwilligen Verfügung (Art. 507 ZGB);

3.
die Siegelung der Erbschaftsgüter (Art. 552 ZGB, 102 bis 104 des vorliegenden Gesetzes);

4.
das Erbschaftsinventar (Art. 553 ZGB, 100 und 101 des vorliegenden Gesetzes);

5.
die Erbschaftsverwaltung (Art. 554 ZGB);

6.
die Eröffnung der Testamente und der Erbverträge, sowie das Ausstellen von Erbenbescheinigungen, nach Konsul​tation der Zivilstandsregister (Art. 556 bis 559 ZGB);

7.
die Vertretung eines Gläubigers bei der Teilung (Art. 609 Abs. 1 ZGB);

8.
die amtliche Bezeichnung von Sachverständigen zur Bestimmung des Anrechnungswertes von Grundstücken (Art. 618 ZGB);

9.
die Bewilligungserteilung zur öffentlichen Versteigerung von Fundgegenständen in den Fällen von Artikel 721 Absatz 2 ZGB;

10.
die Feststellung und die Bewilligung zum Verkauf einer beanstandeten Sache aus einem Distanzkauf (Art. 204 OR), wenn deren Wert seine Zuständigkeit in streitigen Sachen nicht überschreitet.

11.
das Bekanntmachungsverfahren (Art. 254 bis 256 ZPO).

2 Im Weiteren nimmt der Gemeinderichter am Verfahren zur Ablösung von Grundpfandrechten (Art. 828 ff. ZGB) und an den öffentlichen Versteigerungen (Art. 236, 435 OR) gemäss den Bestimmungen des vorlie​gen​den Gesetzes teil (Art. 176, 188).

Art. 91 bis 93
Aufgehoben.

2.2 Spezielle Verfahren

abis) Scheidung auf gemeinsames Begehren Aufgehoben.
Art. 96a und 96b
Aufgehoben.

ater) Vertretung des Kindes im Scheidungsverfahren
Art. 96c Grundsätze

1 Der Scheidungsrichter errichtet in den vom Bundesrecht vorgesehenen Fällen eine Vertretungs​beistand​schaft (Art. 146 ZGB).

 2 Er übermittelt seinen Entscheid nach dessen Rechtskraft an die zuständige Vormundschafts​behörde zur Ernennung eines Beistandes.

3 Er legt in seinem Urteil analog den Bestimmungen über die Gewährung von Entschädigungen die Entlöh​nung des Beistandes fest; wenn eine der Parteien den Rechtsbeistand erhalten hat, kann er die Entlöhnung des Beistandes höchstens um 30 % kürzen. Er entscheidet über die Auferlegung dieser Kosten; im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners leistet die Staatskasse den Vorschuss der Kosten und sorgt für deren Inkasso.

c) Siegelung

Art. 102

Anwendungsfälle der Siegelung

1 Der Gemeinderichter, verbeiständet durch einen Notar, ist in folgenden Fällen für die Versiegelung 
zuständig:

1.
wenn ein minderjähriger Erbe unter Vormundschaft steht oder zu bevormunden ist (Art.553 Abs. 1 Ziff. 1E. ZGB);

2.
wenn ein Erbe dauernd und ohne Vertretung abwesend ist (Art. 553 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB);

2bis
wenn ein volljähriger Erbe unter umfassender Beistandschaft steht oder zu bevormunden ist (Art. 553 Abs. 1 Ziff. 4 E.ZGB);
3.
wenn nicht sicher ist ob der Verstorbene Erben hinterlassen hat oder nicht alle Erben des Verstorbenen bekannt sind;

4.
wenn ein Erbe oder Vermächtnisnehmer dies verlangt; im letzteren Fall wird nur der Gegenstand des Vermächtnis​ses unter Siegelung gestellt.

5.
wenn diese durch den Bezirksrichter oder durch die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde verlangt wird.
2 Die Erben und die Verwandten des Verstorbenen sind bei persönlicher Verantwortlichkeit verpflichtet, den Ge​meinderichter über das Vorliegen der in den vorgenannten Ziffern 1, 2, 2bis und 3 vorgesehenen Fälle zu be​nachrichtigen.

e) Organisation der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden

Art. 111 
Ordentliche erstinstanzliche Behörde

Die ordentliche Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde ist eine erstinstanzliche zivilgerichtliche Behörde. Ihre Konstitution und die Wahl ihrer Mitglieder regelt das Gesetz über die Gerichtsbehörden.

Art. 112 
Beratungen und interne Kompetenzaufteilung

1 Unter Vorbehalt der in Absatz 3 und 4 aufgezählten Fälle, trifft die Schutzbehörde ihre Entscheide als Kollegialbe​hörde (Art. 440 Abs. 2 E ZGB). Dies namentlich in folgenden Fällen:

a)
Anordnung, Änderung und Aufhebung von Massnahmen nach Art. 306 ff und 324 ff ZGB für Minderjährige, 390 ff. und 426 ff E ZGB für Erwachsene;

b)
Entscheid über das Gesuch von der Zustimmung eines Elternteils zur Adoption eines Kindes abzusehen (Art. 265d Abs. 1 ZGB);

c)
Anordnungen über den persönlichen Verkehr (Art. 275 Abs. 1 und 134 Abs. 4 ZGB);

d)
Entscheide betr. das Recht von Eltern ohne elterliche Sorge auf Auskunft und Information (Art. 275a Abs. 3 ZGB);

e)
Entscheid über die elterliche Sorge in den Fällen von Art. 298 Abs. 2 und 3 und 298a Abs. 2 E ZGB);

f) 
Anordnung oder Änderung der Kindesschutzmassnahmen in den Fällen von Art. 315a Abs. 3 und 315b Ab. 2 E ZGB;

g)
Beschränkung oder Entzug der Vertretungsbefugnisse im Rahmen der eigenen Vorsorge und der Massnahmen von Gesetzes wegen sowie einer damit verbundenen Beistandschaft (Art. 368 Abs. 2, 373 Abs. 2, 381 E ZGB);

h)
Entscheid über Beschwerden nach Art. 419 E ZGB;

i)
Vernehmlassungen oder Wiedererwägungen bei allen Beschwerden gegen Entscheide der Schutzbehörde als Kolle​gialbehörde oder von einem ihrer Mitglieder (Art. 450d E ZGB);

j) 
Entscheid über die Anrufung des Gerichts gestützt auf Art. 439 E ZGB; 

k)
Genehmigung oder Nichtgenehmigung der ihr zur Prüfung unterbreiteten Rechnungen (Art. 318 Abs. 3, 322 Abs. 2 und Art. 324 Abs. 2 ZGB; Art. 327c Abs. 2, 368 Abs. 2, 415 Abs. 1  und 425 Abs. 1 E ZGB);

l) 
Die periodische Überprüfung einer fürsorgerischen Unterbringung (Art. 431 E ZGB);

2 Bei Einstimmigkeit kann die Schutzbehörde auf dem Zirkulationsweg entscheiden, wenn sie auf die Anhörung der betroffenen Person durch das Kollegium verzichtet, weil sie diese für unverhältnismässig hält, weil die betroffene Person sich weigert, oder sich die Anhörung aus anderen Gründen als unmöglich erweist.

3 In die ausschliessliche Kompetenz des Präsidenten oder seines Stellvertreters fallen:

a)
Die Meldung eines Findelkindes an das Zivilstandsamt (Art. 7 Abs. 2 Bst. b und 10 ZStV);

b)
Die Genehmigung von Unterhaltsverträgen (Art. 287 Abs. 1 oder 2 und 134 Abs. 3 ZGB) oder Vereinbarungen über die elterliche Sorge (Art. 298 Abs. 1 und 134 Abs 3 ZGB);

c)
Das Gesuch an das zuständige Gericht um Neuregelung der elterlichen Sorge (Art. 134 Abs. 1 ZGB);

d)
Der Antrag an das zuständige Gericht, dem Kind in einem eherechtlichen Verfahren einen Beistand zu ernennen (Art. 146 Abs. 2 Ziff. 2 ZGB);

e)
Die Entgegennahme und Registrierung der Zustimmung der Eltern zur Adoption ihres Kindes (Art. 265a Abs. 2 ZGB);

f) 
Die Ernennung eines Beistands für das ungeborene Kind, wenn die Wahrung seiner Interessen es erfordert (Art. 544 Abs. 1bis E ZGB);

g)
Die Anordnung von vorsorglichen Massnahmen bei besonderer Dringlichkeit (Art. 445 Abs. 2 und 314 Abs. 1 E ZGB);

h)
Die Bezeichnung des Beistands oder des Vormunds des Kindes (Art. 147 ZGB und 327c Abs. 2 E ZGB) und des Beistands für Erwachsene (Art. 400 Abs. 1 E ZGB);

i)
Die Erteilung eines Auftrags an eine Drittperson oder die Bezeichnung einer geeigneten Person oder Stelle (Art. 392 Ziff. 2 und 3 E ZGB);

j) 
Die Erteilung oder Verweigerung der Zustimmung zu Handlungen des gesetzlichen Vertreters (Art. 327c Abs. 2, 374 Abs. 3, 416 und 417 E ZGB);

k)
Die Entbindung von Pflichten im Rahmen der Führung einer Beistandschaft durch Angehörige (Art. 420 E ZGB);

l) 
Die Delegation der Zuständigkeit für die Entlassung einer Person an die Einrichtung bei einer fürsorgerischen Unterbringung Art. 428 Abs. 2 E ZGB).

4 In die Einzelkompetenz des Präsidenten der Schutzbehörde, seines Stellvertreters oder eines dafür delegierten Bei​sitzers fallen:

a)
Die Aufforderung der Eltern zu einer Mediation (Art. 314 Abs. 2 E ZGB);

b)
Die Verantwortung, Massnahmen zum Schutze des Kindesvermögens zu treffen in den Fällen von Art. 318-322 ZGB;

c)
Die Feststellung der Gültigkeit, der Annahme, der Auslegung und Ergänzung eines Vorsorgeauftrags (Art. 363 und 364 E ZGB);

d)
Die Verantwortung, einzuschreiten, wenn die Interessen der Person im Rahmen der eigenen Vorsorge oder von Massnahmen von Gesetzes wegen auf dem Spiel stehen, unter dem Vorbehalt der Beschränkung oder des Entzugs der Vertretungsbefugnis und der Errichtung einer Beistandschaft (Art. 366, 367, 368. 373, 376, 381, 385 und 386 E ZGB);

e)
Die Suche nach geeigneten Personen für die Übernahme eines Mandats als Beistand oder Vormund (Art. 400 Abs.1/2 und 327c Abs. 2 E ZGB);

f) 
Die Verantwortung dafür zu sorgen, dass der Beistand oder Vormund die erforderliche Instruktion, Beratung und Unterstützung  zur Erfüllung seiner Aufgaben erhält (Art. 400 Abs. 3 und 327c Abs. 2 E ZGB);

g)
Die Verantwortung für die Mitwirkung der Schutzbehörde bei der Errichtung eines Eingangsinventars und die Anordnung eines öffentlichen Inventars, wenn die Umstände es rechtfertigen (Art. 405 Abs. 2 und 3 E ZGB);

h)
Die Information über das Bestehen einer Massnahme des Erwachsenenschutzes (Art. 451 Abs. 2 E ZGB);

i)
Die Mitteilung an die Schuldner über das Bestehen einer Beistandschaft, welche die Handlungsfähigkeit einer Person einschränkt (Art. 452 Abs. 2 E ZGB);

j) 
Die Mitteilung an das Zivilstandsamt über das Bestehen einer umfassenden Beistandschaft oder eines Vorsorgeauf​trags (Art. 449c E ZGB);

k)
Die vorgängige Überprüfung von Rechnungen, die der Schutzbehörde zur Genehmigung unterbreitet werden und die Prüfung der Berichte an die Schutzbehörde (Art. 318 Abs. 3, 322 Abs. 2 und 324 Abs. 2 ZGB; Art. 327c Abs. 2, 368 Abs. 2, 415 Abs. 1 und 425 Abs. 1 E ZGB);

l)
Das Gesuch um Errichtung eines Inventars im Rahmen eines Erbgangs (Art. 553 Abs. 1, Ziff. 3 E ZGB).

Art. 113 
Ärztliche Unterbringung

1 Wenn eine Person an einer psychischen Störung leidet und bei Gefahr im Verzug, sind die an einer Notfallorganisa​tion beteiligten Ärzte ermächtigt, eine fürsorgerische Unterbringung anzuordnen. Diese kann auf unbestimmte Zeit erfolgen, sie darf jedoch sechs Wochen nicht überschreiten (Art. 429 Abs. 1 E ZGB).

2 Unter Vorbehalt einer neuen anders lautenden Entscheidung der Schutzbehörde, entscheidet in diesen Fällen die Einrichtung über die Entlassung (Art. 429 Abs. 3 E ZGB).

Art. 114 
Rechtsmittelinstanzen

1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde entscheidet über:

a)
Beschwerden gegen Handlungen und Unterlassungen des Beistands oder einer Drittperson oder Stelle, der die Schutzbehörde einen Auftrag erteilt hat (Art. 419 E ZGB);

b)
Beschwerden an das Gericht gestützt auf Art. 439 E ZGB.

2 Das Kantonsgericht entscheidet über:
a)
Beschwerden gegen vorsorgliche Massnahmen (Art. 445 Abs. 3 E ZGB);

b)
Beschwerden gegen Entscheide der Schutzbehörde gestützt auf die Anrufung des Gerichts nach Art. 439 E ZGB;

c)
Beschwerden gegen die übrigen Entscheide der Schutzbehörde (Art. 450 Abs. 1 E ZGB).

3 Über diese Beschwerden kann ein Einzelrichter entscheiden.

4 Diese Rechtsmittelwege gelten in analoger Weise für den Kindesschutz.

Art. 115 
Aufsichtsbehörde

1 Aufsichtsbehörde (Art 441 Abs. 1 E ZGB) ist eine Abteilung des Kantonsgerichts; diese regelt die interne Organi​sation in einem Reglement.

2 Als gerichtliche Beschwerdeinstanz im Sinne von Art. 450 E ZGB sorgt das Kantonsgericht für eine korrekte und einheitliche Rechtsanwendung.

3 In die Kompetenz des Präsidenten der Aufsichtsbehörde fallen:

a)
Die Zustimmung zur Adoption eines Kindes unter Vormundschaft (Art. 265 Abs. 3 ZGB);

b)
Die Genehmigung eines Unterhaltsabfindungsvertrags (Art. 288 Abs. 2 Ziff. 1 ZGB).

Art. 116 
Gerichtsstand


              a) Im Allgemeinen

1 Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach:

a) Art. 315 ZGB für die Kindesschutzmassnahmen;

b)
Art. 442 E ZGB für die Erwachsenenschutzmassnahmen;

2 Zuständig für die Ernennung des Vormunds (Art. 327a E ZGB) oder des Beistands (Art. 400 und 327c Abs. 2 E ZGB) ist die Schutzbehörde am Wohnsitz des betroffenen Kindes oder Erwachsenen.

Art. 116a  
b) Anrufung des Gerichts 

1 Im Fall von Art. 439 Abs. 1 Ziff. 1 E ZGB, befindet sich der Gerichtsstand am Wohnsitz der betroffenen Person.

2 Für die Fälle von Art. 439 Abs. 1 Ziff. 2 bis 5 E ZGB, befindet sich der Gerichtsstand am Sitz der Einrichtung.

Art. 116b 
c) Beschwerden

1 Der Gerichtsstand für Beschwerden nach Art. 419 E ZGB befindet sich am Sitz der Schutzbehörde.

2 Der Gerichtsstand für Beschwerden nach Art. 445 Abs. 3 und 450 Abs. 1 E ZGB befindet sich am Sitz des Kantons​gerichts.

f) Verfahren vor der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde

Art. 117 
Grundsätze



a) Regeln des Zivilgesetzbuches

1 Das Verfahren vor der Schutzbehörde richtet sich nach Art. 443 ff E ZGB. Diese Bestimmungen sind im Verfahren betreffend Kindesschutz sinngemäss anwendbar (Art. 314b Abs. 1 E ZGB)..

2 Bei der fürsorgerischen Unterbringung durch einen Arzt richtet sich das Verfahren nach Art. 430 ff. E ZGB. Diese Bestimmung gilt in Analogie bei der Platzierung eines Kindes in eine geschlossene Einrichtung oder in eine psy​chiatrische Klinik (Art. 314b Abs. 1 E ZGB).

3 Das Verfahren vor der gerichtlichen Beschwerdeinstanz im Kindes- und Erwachsenenschutz  richtet sich nach Art. 450ff E ZGB. Diese Bestimmungen sind analog anwendbar bei der Anrufung des Gerichts betreffend Massnahmen zur Beschränkung der persönlichen Freiheit, wenn diese nicht durch ein Gericht genehmigt worden sind (Art. 439 Abs. 3 E ZGB).

4 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen internationaler Übereinkommen.

Art. 118
 b) Andere bundesrechtliche und kantonale Bestimmungen

Die Bestimmungen der eidgenössischen Zivilprozessordnung finden analog Anwendung unter dem Vorbehalt von:

a)
Verfahrensbestimmungen des Zivilgesetzbuchs (Art. 117);

b)
Verfahrensbestimmungen des kantonalen Rechts (Art. 118a ff.).

Art. 118a 
Verfahrensregeln nach kantonalem Recht

                 
a) Rechtshängigkeit

1 Das Verfahren vor der Schutzbehörde ist eröffnet durch:

a) die Einreichung eines Gesuches;

b)
eine Meldung die nicht offensichtlich unbegründet ist;

c)
die Anhandnahme durch die Schutzbehörde in den vom Zivilgesetzbuch vorgesehenen Fällen;

d)
die Eröffnung von Amtes wegen.

2 Das Verfahren gilt als von Amtes wegen eröffnet, wenn die Schutzbehörde es den betroffenen Personen anzeigt oder wenn sie Schritte gegenüber Dritten unternimmt.

3 Die Rechtshängigkeit bewirkt, dass die Zuständigkeit bis zum Abschluss des Verfahrens bestehen bleibt. Vorbehal​ten bleibt der Fall der Zuerkennung an eine andere Behörde im Fall eines positiven Kompetenzkonflikts.

Art. 118b
b) Zusammensetzung – Vorladung

1 Die Zusammensetzung der Schutzbehörde wird in der Vorladung bekannt gegeben. Sie muss für die ganze Dauer des Verfahrens bestehen bleiben, ausser bei Vorliegen ausserordentlicher Umstände.

2 Wenn im Laufe des Verfahrens eine Änderung in der Zusammensetzung der Behörde eintritt, kann die betroffene Person verlangen, dass sie erneut angehört wird, während die Instruktions-akten unwiderruflich sind.

3 Darüber hinaus richtet sich die Vorladung nach Art. 131ff E ZPO, die analog anwendbar sind.

Art. 118c
c) Vorabklärungen

1 Der Präsident oder sein Stellvertreter unterbreitet das Ergebnis seiner Vorabklärungen der Schutzbehörde, die darüber entscheidet ob das Verfahren fortgesetzt oder eingestellt wird. Art. 112 Abs. 3 und 4 dieses Gesetzes bleiben vorbehalten.

2 Wird das Verfahren fortgesetzt, erstellt er den Sachverhalt, erhebt die erforderlichen Beweise und unterbreitet der Schutzbehörde einen Entscheidentwurf.

3 Die Abklärungen und gewisse Instruktionshandlungen können an einen Beisitzer delegiert, einer geeigneten Dritt​person, oder einer spezialisierten Stelle übertragen werden.

4 Es ist ein beschleunigtes Verfahren zu führen ohne Beachtung der Gerichtsferien.

5 Das Verfahren richtet sich im übrigen nach den Grundsätzen von Art. 446 Abs. 3 und 4 E ZGB.

Art. 118d     d) Vorsorgliche Massnahmen

1 Die Schutzbehörde trifft die für die Dauer des Verfahrens notwendigen vorsorglichen Massnahmen (Art. 445 Abs. 1 E ZGB).

2 Der Präsident oder sein Stellvertreter trifft die dringlichen vorsorglichen Massnahmen (Art. 445 Abs. 2 E ZGB).

3 Ausser bei Gefahr im Verzug ist die Eröffnung des Entscheids schriftlich zu begründen.

4 Gegen jeden Entscheid kann innert zehn Tagen nach dessen Mitteilung Beschwerde erhoben werden (Art. 445 Abs. 3 E ZGB). Die Aufhebung eines dringlichen Entscheids bewirkt allerdings den Verlust des rechtlich geschützten Interesses an der Beschwerde.

Art. 118e      e) Recht auf Anhörung

1 Die betroffene Person wird persönlich angehört, es sei denn die Schutzbehörde erachte dies als unverhältnismäs​sig, die Person widersetze sich der Anhörung oder wenn andere Gründe dies verunmöglichen, wie Gefahr im Ver​zug. Die Schutzbehörde kann die betroffene Person verpflichten, zu erscheinen, nötigenfalls unter Anwendung von Zwang.

2 Die wesentlichen Elemente der Anhörung sind in einem Protokoll festzuhalten.

3 Ausser wenn die betroffene Person verlangt, vom Kollegium angehört zu werden, kann die Anhörung durch eines ihrer Mitglieder oder durch eine andere geeignete Person erfolgen, wenn die Entscheidung, die getroffen werden muss, dies erlaubt.

4 Im Fall einer fürsorgerischen Unterbringung wird die betroffene Person in der Regel durch das Kollegium ange​hört (Art. 447 Abs. 2 E ZGB).

5 Die Anhörung des Kindes richtet sich nach Art. 314a E ZGB.

Art. 118f   
f) Begutachtung

1 Unter Vorbehalt von dringlichen vorsorglichen Massnahmen wird eine medizinisch-psychiatrische Begutachtung angeordnet:

a)
wenn Zweifel bestehen bezüglich der geistigen Fähigkeiten oder bezüglich der psychischen Stabilität der betroffe​nen Person und wenn der Entscheid, der zu treffen ist, dadurch beeinflusst werden kann.

b)
bei jedem Entscheid betreffend unfreiwilliger Unterbringung und Behandlung aufgrund einer psychischen Stö​rung.

2 Eine Person darf gegen ihren Willen nur unter den Voraussetzungen von Art. 449 E ZGB zur Begutachtung in einer Einrichtung untergebracht werden.
3 Die Feststellung der Urteilsunfähigkeit als Voraussetzung für die Wirksamkeit der eigenen Vorsorge (Art. 360 ff. E ZGB) oder von Massnahmen von Gesetzes wegen (Art. 374 E ZGB), geschieht in, der Regel durch ein Arztzeugnis.

i) Gerichtliche Hinterlegung

Art. 120

Grundsatz

1 Die gerichtliche Hinterlegung wird auf Gesuch hin angeordnet, wenn es das Gesetz erlaubt. Das Gesuch enthält eine summarische Darstellung des Sachverhalts sowie die Gründe der Hinterlegung.

2 Angeordnet wird sie im laufenden Gerichtsverfahren durch den mit der Sache betrauten Richter, allenfalls durch den gemäss Spezialbestimmungen zuständigen Richter. In den anderen Fällen wird die Hinterlegung durch das Bezirksgericht angeordnet.

j) Besitzesschutz hinsichtlich eines Parkplatzes

Art. 123bis
Aufgehoben.

2. Titel : Ergänzendes und organisatorisches kantonales Recht

1. Kapitel : Bestimmungen des ergänzenden kantonalen Rechts

a) Allgemeine Bestimmungen

Art. 124

Allgemeiner Teil

1 Soweit das vorliegende Gesetz es nicht anders bestimmt, sind die allgemeinen Grundsätze des Schweizerischen Zivilgesetzbuches und des Obligationenrechts als ergänzendes Walliser Zivilrecht anwendbar.

2 Aufgehoben.
c) Verantwortlichkeit der öffentlichen Körperschaften in Bezug auf die Aufgaben des Bundeszivilrechts

Art. 134 
Aufgehoben

m) Grundpfandrechte im Allgemeinen

Art. 176

Einseitige Ablösung

1 Die Bestimmungen bezüglich der Ablösung von Grundpfandrechten sind im Kanton anwendbar.

2 Das Ablösungsangebot wird den Gläubigern durch Vermittlung des Grundbuchverwalters desjenigen Kreises, in dem der grösste Teil des belasteten Grundstückes liegt, mitgeteilt.

3 Die öffentliche Versteigerung des Artikels 829 ZGB wird im Wallis ersetzt durch die amtliche Schätzung, vorge​nommen in analoger Anwendung von Artikel 180 des vorliegenden Gesetzes, ausser wenn der Eigentümer des Grundpfands selber die Versteigerung spätestens einen Monat nach der amtlichen Schätzung verlangt.

4 Die Gläubiger, die das Ablösungsangebot ablehnen, müssen im folgenden Monat dem Grundbuchverwalter davon Mitteilung machen und den Kostenvorschuss für die amtliche Schätzung leisten.

5 Der durch den Käufer gebotene Preis oder der durch die amtliche Schätzung bestimmte Preis, wenn eine solche vorgenommen wurde, muss unverzüglich beim Gemeinderichter hinterlegt werden.

6 Sind mehrere Gläubiger vorhanden, so lässt der Gemeinderichter durch den Grundbuchverwalter einen Vertei​lungsplan aufstellen und bringt denselben den Interessenten zur Kenntnis unter gleichzeitiger Mitteilung an diesel​ben, dass, sofern keine Einsprache erfolge, nach Ablauf von 10 Tagen die Verteilung in Gemässheit des Vertei​lungsplanes stattfinden werde. Die fristgerecht eingegangene Einsprache unverzüglich wird dem Bezirksgericht übermittelt, welches entscheidet.

7 Bei Erhalt des angebotenen Preises und nach Erledigung der Einsprachen, von welchen die Zahlung abhängig ist, ermächtigt der Gemeinderichter den Grundbuchverwalter, die Löschung des Grundpfandrechts vorzunehmen und bezahlt den Gläubigern die geschuldeten Summen aus.

8 Wenn die öffentliche Versteigerung durch den belasteten Eigentümer verlangt wird, so erfolgt sie unter der Amtsgewalt des Gemeinderichters gemäss Artikel 189 des vorliegenden Gesetzes. Die Aufteilung und die Bezahlung erfolgen gemäss den Absätzen 6 und 7.

q) Verkauf

Art. 189  
Versteigerungsverfahren

1 Der Richter oder Notar errichtet ein Protokoll der Versteigerungshandlungen in dem für jeden Gegenstand, insbe​sondere die Steigerungsbedingungen, das Angebot und der Zuschlag aufgeführt sind. 

2 Das Protokoll wird vom Verkäufer und Erwerber unterzeichnet. Die Bestimmungen des Gesetzes über das Notariat sind nicht anwendbar. 

3 Bei Liegenschaften enthält das Protokoll alle notwendigen Angaben zur Eintragung im Grundbuch. Die Versteige​rungsbedingungen, der Grundbuchauszug oder der Katasterauszug mit Lastenverzeichnis sind vor dem Beginn der Versteigerung öffentlich zu verlesen; dies wird im Protokoll angemerkt. 

4 Die Versteigerungen im Zusammenhang mit Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen (Art. 35) werden von einem von der Schutzbehörde bezeichneten Notar durchgeführt.

5 Der Zuschlag wird in ortsüblicher Weise erteilt.

3. Titel: Übergangs- und Schlussbestimmungen

1. Kapitel: Übergangsrecht im allgemeinen

Art. 198 
Anwendbares Recht 

1 Die Bestimmungen des Schlusstitels des Schweizerischen Zivilgesetzbuches sind auf das kantonale Übergangsrecht anwendbar soweit das vorliegende Gesetz nicht anderes bestimmt.

2 Die Übergangsmodalitäten von hängigen Geschäften der vormundschaftlichen Behörden und der Rechtsmittelins​tanzen an die neu zuständigen Behörden des Kindes- und Erwachsenenschutzes sind im Organisationsreglement der Walliser Gerichte geregelt.

Art. 206

2. Bestreitung

1 Derjenige, der die Pflicht zur Anpassung der ihn betreffenden Rechte innert 30 Tagen seit Zustellung des Entscheides bestreitet, hat das Bezirksgericht anzurufen.

2 Wird keine Klage eingereicht oder wird diese abgewiesen, so wird bei fehlendem Einvernehmen gemäss den Bestimmungen von Artikel 207 verfahren.

Art. 207

3. Anpassung von Amtes wegen

1 Können sich die Berechtigten über die Festsetzung ihrer Anteile nicht einigen, so hat der Grundbuch​verwalter oder die von ihm bezeichnete Person einen Augenschein durchzuführen und die Parteien wenn möglich anzuhören.

Er erstellt hierauf einen Verteilungsplan mit einer Beschreibung der Räume und einer Planskizze der Stockwerke unter Angabe der Anteile. Zur Festsetzung der Wertquoten hat der Grundbuchverwalter die Gebäudeteile zu berück​sichtigen, die dem Sonderrecht unterliegen. Zu diesem Zweck kann er einen Sachverständigen beiziehen.

2 Soweit notwendig werden die Rechte, welche nicht in ein Sonderrecht integriert werden können, als Dienstbarkei​ten, Grundlasten oder Benutzungsregeln ausgestaltet.

3 Der Grundbuchverwalter stellt jedem Berechtigten mit eingeschriebenem Brief den Verteilungsplan zu, mit dem Vermerk, dass er innerhalb 30 Tagen Klage einreichen könne, und dass, falls diese Frist unbenutzt abläuft, der Ver​teilungsplan rechtskräftig werde.

4 Der erstellte und rechtskräftig gewordene Verteilungsplan gilt als öffentliche Urkunde.

5 Der Staatsrat erlässt die notwendigen Vorschriften mittels Verordnung.

3. Kapitel: Schlussbestimmungen
Art. 214a 
Anpassungen im kantonalen Recht

Wo das kantonale Recht auf Konzepte des Vormundschaftsrechts verweist, wird es wie folgt angepasst:

a)
Die Vormundschaft entspricht der Vormundschaft für Minderjährige oder der umfassenden Beistandschaft bei Erwachsenen;

b)
Die Vormundschaftsbehörde oder die Vormundschaftskammer entspricht der Kindes- und Erwachsenenschutzbe​hörde;

c)
die Kammer für Vormundschaft entspricht der Aufsichtsbehörde in Sachen Kindes- und Erwachsenenschutz;

d)
Mündel entspricht dem Kind oder Erwachsenen unter einer Schutzmassnahme;

e)
Fürsorgerische Freiheitsentziehung entspricht der Fürsorgerischen Unterbringung; 

f) 
Entmündigung entspricht dem Entzug der Handlungsfähigkeit.
II

Schlussbestimmungen

1.
Alle Bestimmungen, die dem vorliegenden Gesetz widersprechen, sind aufgehoben.

2.
Das vorliegende Gesetz ist dem fakultativen Referendum unterstellt.

3.
Der Staatsrat bestimmt das Datum des Inkrafttretens des vorliegenden Gesetzes fest.

Vorentwurf

zum Gesetz über die unentgeltliche Rechtspflege (E.GUR)

vom 


Der Grosse Rat des Kantons Wallis
eingesehen den Artikel 29 Absatz 3 der Bundesverfassung;  

eingesehen die Zivilprozessordnung;

eingesehen die Strafprozessordnung;

eingesehen die Artikel 3, 31 Absatz 1 Ziffer 1 und 42 Absatz 1 der Kantonsverfassung;

auf Antrag des Staatsrates,

beschliesst:

Kapitel 1: Unentgeltliche Rechtspflege in Zivil- und Strafsachen

Art. 1
 

Die Bedingungen für die Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege, ihr Geltungsbereich und das anwendbare Verfahren sind enthalten:

a)
in Zivilsachen in der Zivilprozessordnung;

b)
in Strafsachen für die Zuwiderhandlungen gegen das Bundesrecht in der Strafprozessordnung;
c)
in Strafsachen für die Zuwiderhandlungen gegen das kantonale Recht in der sinngemäss anwendbaren Strafpro​zessordnung.
Kapitel 2: Unentgeltliche Rechtspflege in Verwaltungssachen und auf dem Gebiet der Sozialversicherungen

Art. 2
Anspruch

1 Auf unentgeltliche Rechtspflege hat jede Person Anspruch:

a)
deren Einkommen und Vermögen es ihr, nach Deckung der Kosten für ihren Unterhalt und den ihrer Familie, nicht erlauben, die für die Verteidigung ihres Falles notwendigen Kosten zu garantieren, vorzuschiessen oder zu übernehmen und
b)
deren Fall nicht zum voraus ohne Aussicht auf Erfolg ist.
2 Der Vorteil eines amtlichen Rechtsbeistandes wird im Weiteren nur gewährt, wenn es die Verteidigung der Interes​sen des Gesuchstellers notwendig macht.

Art. 3
Geltungsbereich

1 Die unentgeltliche Rechtspflege umfasst:

a)
die Befreiung von Kostenvorschüssen und Vorschüssen als Sicherheitsleistungen;

b)
die Befreiung von Verfahrenskosten;
c)
die Bezeichnung eines amtlichen Rechtsbeistandes.
2 Er kann vollständig oder teilweise erteilt werden.

Art. 4
Gesuch

Die unentgeltliche Rechtspflege kann jederzeit, frühestens aber mit der schriftlichen Einleitung des Verfahrens oder zum Zeitpunkt der Durchführung von Schritten an deren Stelle, beantragt werden.

Art. 5
Dauer

1 Der Beschluss der Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege wirkt ab dem Tag der Hinterlegung des Gesuches. 

2 Im Beschwerdeverfahren muss ein neues Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege gestellt werden.

3 War der Gesuchsteller ohne sein Verschulden verhindert, seinen Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege rechtzeitig geltend zu machen, muss die zuständige Behörde ihrem Entscheid  rückwirkende Geltung verleihen.

Art. 6
Entzug

1 Die angerufene Behörde hat sich während der ganzen Dauer des Verfahrens zu vergewissern, ob die Voraus​setzungen des Anspruchs auf unentgeltliche Rechtspflege fortbestehen. Der Verbeiständete hat ihr unverzüglich alle neuen Tatsachen mitzuteilen, die den Anspruch beeinflussen können.

2 Die unentgeltliche Rechtspflege ist von Amtes wegen oder auf Begehren der Gegenpartei zu entziehen, wenn der Anspruch der unentgeltlich prozessführenden Partei dahinfällt.

3 Der Entzug ist nur dann rückwirkend, wenn die unentgeltlich prozessführende Partei die zuständige Behörde irrege​führt oder es unterlassen hat, ihr rechtzeitig jene Änderungen mitzuteilen, die ihren Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege beeinflussen können. 

Art. 7
Verfahren und Rekurs

Das Verfahren um Gewährung und Entzug der unentgeltlichen Rechtspflege vor den Verwaltungsbehörden, der öffentlichrech​tlichen Abteilung des Kantonsgerichts und dem kantonalen Versicherungsgericht richtet sich nach den Regeln des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege (VVRG) und subsidiär nach der Verord​nung des Staatsrates.

Art. 8
Liquidation der Kosten

1 Unterliegt die unentgeltlich prozessführende Partei, so werden die Prozesskosten wie folgt liquidiert:

a)
der unentgeltliche Rechtsbeistand wird vom Gemeinwesen entschädigt;

b)
die Verfahrenskosten gehen zu Lasten des Gemeinwesens;

c)
die von der Gegenpartei geleisteten Vorschüsse werden ihr zurückerstattet;

d)
die unentgeltlich prozessführende Partei hat der Gegenpartei die Parteientschädigung zu bezahlen.

2 Wenn die unentgeltlich prozessführende Partei obsiegt, wird der unentgeltliche Rechtsbeistand durch das Gemeinwe​sen entschädigt, sofern sich die zur Parteientschädigung verpflichtete Gegenpartei als zahlungsunfähig erweist.

Art. 9
Entschädigung

Die Entschädigung des unentgeltlichen Rechtsbeistands wird durch die Bestimmungen des Gesetzes betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- oder Verwaltungsbehörden geregelt.

Art. 10
Rückerstattung 

1 Das zahlungspflichtige Gemeinwesen verlangt von der unentgeltlich prozessführenden Partei die Rückerstattung ihrer Leistungen:

a)
wenn sich ihre wirtschaftliche Lage, welche die Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege erlaubte, verbessert hat, insbesondere wenn sie durch den Verfahrensausgang genügend Mittel erworben hat;

b)
wenn ihr zu Unrecht die unentgeltliche Rechtspflege gewährt wurde.

2 Der Rückerstattungsanspruch verjährt nach Ablauf von zehn Jahren nach Eintritt der Rechtskraft des handelbeen​denden Urteils.

Kapitel 3: Zahlungspflichtiges Gemeinwesen, Vollzugsorgan und Verantwortlichkeit

Art. 11
Zahlungspflichtiges Gemeinwesen

1 In zivil- und strafrechtlichen Angelegenheiten obliegen die unentgeltlichen Rechtspflegeleistungen dem Staat.

2 In Verwaltungsangelegenheiten obliegen die unentgeltlichen Rechtspflegeleistungen:

a)
unter Vorbehalt des Buchstaben b, dem Staat;

b)
der Gemeinde, für die Fälle, in denen sich das Verfahren unter Anwendung des Gemeinderechts vor einer Gemeinde​behörde abwickelt. 
Art. 12
Vollzugsorgan

1 Das Vollzugsorgan des zahlungspflichtigen Gemeinwesens ist das mit den Finanzen betraute Departement, wenn die unentgeltliche Rechtspflege dem Staat obliegt, und die Gemeindeverwaltung in den anderen Fällen.

2 Das Vollzugsorgan spricht die aus der unentgeltlichen Rechtspflege entstandenen Kosten zu und wacht gemäss der Bundes- und kantonalen Gesetzgebung über die Rückerstattungen.

Art. 13
Verantwortlichkeit

Das zahlungspflichtige Gemeinwesen trägt für die vom amtlichen Rechtsbeistand in Ausübung seines Mandates be​gangenen rechtswidrigen Handlungen eine primäre Verantwortung und verfügt über ein Regressrecht.

Kapitel 4: Schlussbestimmungen

Art. 14
Vollzug

Der Staatsrat erlässt auf dem Verordnungsweg die Bestimmungen für den Vollzug dieses Gesetzes. 

Art. 15
Aufhebung des geltenden Rechts

Das Gesetz über den gerichtlichen und administrativen Rechtsbeistand vom 29. Januar 1988 ist aufgehoben.

Art. 16
Übergangsrecht

Dieses Gesetz findet auf die bei seinem Inkrafttreten hängigen Verfahren Anwendung.

Art. 17
Referendum und Inkrafttreten

1 Dieses Gesetz unterliegt dem fakultativen Referendum.

2 Der Staatsrat setzt das Datum seines Inkrafttretens fest. 
Vorentwurf zum

Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- oder Verwaltungsbehörden (E.GTar)

Der Grosse Rat des Kantons Wallis

eingesehen die Artikel 29 Absatz 3 der Bundesverfassung;

eingesehen die Zivilprozessordnung;

eingesehen die Strafprozessordnung; 

eingesehen die Artikel 31 Absatz 1 Ziffer 1, 42 Absatz 1, 62 und 63 der Kantonsverfassung;

auf Antrag des Staatsrates,

verordnet:

1. Kapitel: Anwendungsbereich

Art. 1


1 Das vorliegende Gesetz regelt den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbehörden in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

2 Die Umschreibung der Kosten und Parteientschädigungen, die Kostentragung, die Verteilung, die Stundung und der Erlass, die Kostenvorschüsse, die Sicherheitsleistung, der Kostenentscheid und das Rechtsmittel sind grundsätzlich wie folgt geregelt: 

a)
in Zivilsachen in der Zivilprozessordnung (ZPO);

b)
in Angelegenheiten betreffend den Kindes- und Erwachsenenschutz im schweizerischen Zivilgesetzbuch (ZGB);

c)
in Strafsachen des Bundes und in kantonalen Strafsachen in der schweizerischen Strafprozessordnung (StPO);

d)
in Verwaltungssache in den folgenden Artikeln 2 bis 5 und im Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege;

3 Vorbehalten bleiben:

a)
die Bestimmungen der Spezialgesetzgebung;

b)
jede von diesem Gesetz abweichende Verfahrensvereinbarung, wobei jedoch die Parteien nicht von den Bestimmun​gen über die Auslagen und Gebühren abweichen dürfen.

2. Kapitel: Anwendbare Sonderbestimmungen in Verwaltungs- und Sozialversicherungssachen

Art. 2
Kosten

1 Unter Kosten versteht man die Auslagen der Behörde (Abs. 2) und die Gerichtsgebühren (Abs. 3).

2 Die Auslagen der Behörde beinhalten das Honorar der Sachverständigen, Dolmetscher und Übersetzer, die Ent​schädigung für Reisen und Präsenz sowie andere im hängigen Verfahren nötige Ausgaben.

3 Die Gerichtsgebühr (Gebühr) ist eine Abgabe als Gegenleistung für die Intervention der mit dem Fall befassten Behörde, die zudem global die Kosten der Kanzlei und andere ähnliche Kosten decken soll.

Art. 3
Parteientschädigung

1 Die Parteientschädigung umfasst die Entschädigung an die berechtigte Partei (Abs. 2) und die Kosten des Rechtsbeistands (Abs. 3). Sie deckt grundsätzlich die durch den Rechtsstreit verursachten notwendigen Kosten. Der Entscheid, der die Parteientschädigung festsetzt, hat keinen Einfluss auf das interne Verhältnis zwischen Rechtsbeistand und Klient.

2 Die einer Partei gewährte Entschädigung umfasst die Rückerstattung ihrer Auslagen und, falls es die besonderen Umstände rechtfertigen, eine Abgeltung für Zeitverlust und entgangenen Gewinn.

3 Die Kosten des Rechtsbeistands umfassen das Honorar, welches sich nach den Artikeln 26 und folgenden des vor​liegenden Gesetzes berechnet, und weitere Auslagen.

Art. 4
Entscheid über die Kosten und Parteientschädigung 

1 Der Entscheid der Behörde über den Betrag der Kosten, der Gebühren oder den Umfang und das Schicksal der Par​teientschädigung wird im Dispositiv jedes Entscheides und Urteils festgesetzt. Wenn es die Umstände rechtfertigen, kann die Behörde ihren Entscheid über die Entschädigung auf den Schluss des Verfahrens vers​chieben.

2 Bis zu den Schlussverhandlungen oder innert einer vom Richter angesetzten Frist kann die Partei eine Abrechnung hinterlegen, die enthält:

a)
ihre Auslagen (Art. 3 Abs.2);

b)
die Entschädigung (Art. 3 Abs. 2);

c)
das Honorar und die Auslagen des Rechtsbeistands (Art. 3 Abs. 3).

Art. 5
Beschwerde in Verwaltungssachen

1 Die alleinige Anfechtung des Kosten- und Entschädigungsentscheides erfolgt im administrativen Verfahren mit Verwaltungs- oder Verwaltungsgerichtsbeschwerde.

2 Im Fall der alleinigen Anfechtung des Kosten- und Entschädigungsentscheides werden die endgültig festgesetzten Kosten, Gebühren oder Entschädigungen zum im Steuergesetz vorgesehenen Satz verzinst. Dabei berechnet sich der Zins ab dem 30ten Tag seit dem Erlass des Gegenstand der Anfechtung bildenden Urteils oder Entscheides.

3 Die Rechtskraft des Entscheides in der Sache selbst wird durch die alleinige Anfechtung des Kosten- und Entschä​digungsentscheides nicht berührt.

3.  Kapitel: Kosten

1.  Abschnitt: Auslagen der Behörde

Art. 6
Sachverständige, Dolmetscher und Übersetzer

1 Die Behörde setzt das Honorar für Sachverständige, Dolmetscher und Übersetzer fest; gegebenenfalls aufgrund eines Voranschlags und in Berücksichtigung:

a)
der Bedeutung und Schwierigkeit der Arbeit;

b)
des üblichen Tarifs für diesen Beruf.

2 Die Parteien können angehört werden.

Art. 7
Zeugen

1 Die Zeugen erhalten:

a)
eine Reiseentschädigung gemäss Artikel 8;

b)
eine Präsenzentschädigung von 30 Franken;

c)
eine Entschädigung von 120 Franken pro Nacht, wenn sie ihren Wohnort nicht mehr erreichen können.

2 Nach den Umständen können diese Entschädigungen erhöht werden. 

Art. 8
Reiseentschädigung

1 Die Sachverständigen, Dolmetscher, Übersetzer und Zeugen erhalten eine Reiseentschädigung von 0,60 Franken für jeden gefahrenen Kilometer.

2 Die Reiseentschädigung für Richter, Gerichtsschreiber und Beamte wird, mangels spezieller Bestimmungen des Kantonsgerichtes und des Gemeinderates, vom Staatsrat in einem Reglement über Reiseentschädigung festgesetzt.

Art. 9
Polizeibeamte und Gerichtsweibel

1 Die Intervention von Polizeibeamten – aufgrund einer Delegation durch die Behörde – verursacht folgende Ausla​gen:

a)
eine Kilometerentschädigung von 0,60 Franken für jedes benützte Fahrzeug;

b)
eine Gebühr von 20 bis 1'000 Franken für jede Vorkehr, wie Bericht, Graphik, Dossier, Photographie, Gutachten oder andere Interventionen;

c)
die Rückerstattung der den Polizeiagenten gemäss spezieller Gesetzgebung gewährten Entschädigung.

2 Für die Dienste des Gerichtsweibels werden 25 Franken pro Sitzung in Rechnung gestellt.

Art. 10
Andere Auslagen

Die anderen durch das Verfahren verursachten Auslagen werden mit ihrem effektiven Betrag in Rechnung gestellt. Soweit sie 200 Franken nicht übersteigen, können sie durch einen Pauschalbetrag ersetzt werden.

Art. 11
Herabsetzung oder Verzicht 

Ausnahmsweise kann auf die Erhebung von Auslagen der Behörde ganz oder teilweise verzichtet werden.

2. Abschnitt: Gebühren 

I. Allgemeines
Art. 12
Ermessenskriterien

1 Die Gerichtsgebühr wird aufgrund des Streitwertes, des Umfangs und der Schwierigkeit des Falls, der Art von Prozessführung der Parteien sowie ihrer finanziellen Situation festgesetzt. Wenn der Streitwert nicht in Zahlen aus​gedrückt werden kann, wird die Gebühr nach den anderen Beurteilungselementen festgesetzt.

2 Die Gebühr bewegt sich zwischen einem Minimum und einem Maximum, welche in den folgenden Unterabteilun​gen nach dem Grundsatz des Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzips festgesetzt werden.

3 Wenn es besondere Umstände rechtfertigen, kann die Behörde diese Grenzen verdoppeln oder im Strafbereich ver​fünffachen.

Art. 13
Herabsetzung oder Verzicht

1 Wenn ein Verfahren nicht bis zu Ende geführt wird, reduziert sich die Gebühr verhältnismässig; gleich verhält es sich bei einem Vor-, Teil- oder Säumnisurteil sowie einem Urteil ohne Begründung.

2 Die Behörde kann ausnahmsweise auf eine Gebühr ganz oder teilweise verzichten.

II. Zivilrecht

Art. 14
Verfahren vor dem Gemeinderichter

1 Es wird eine Gebühr erhoben von:

a)
50 Franken für die Vorladung zur Versöhnungssitzung;

b)
60 bis 120 Franken für die Versöhnungssitzung.

2 Für einen Urteilsantrag und Güterrechtsstreitigkeiten, deren Streitwert nicht 2'000 Franken übersteigt, wird eine Gebühr von 60 bis 500 Franken erhoben 

Art. 15
Andere geldwerte Streitigkeiten des Zivilrechts

1 Für geldwerte Streitigkeiten des Zivilrechts, die im ordentlichen oder vereinfachten Verfahren vor erster oder einzi​ger Instanz entschieden werden, wird die Gebühr gemäss folgender Tabelle festgesetzt:

Für den Streitwert
die Gebühr ist wie folgt festgesetzt:

in Franken

in Franken


bis
2'000
von
200
bis
1'000

von
2'001
bis
8'000
von
750
bis
1'500

von
8'001
bis
20'000
von
1000
bis
3'000

von
20'001
bis
50'000
von
2'000
bis
5'000

von
50'001
bis
100'000
von
3'000
bis
8'000

von
100'001
bis
200'000
von
5'000
bis
15'000

von
200'001
bis
500'000
von
10'000
bis
35'000

von
500'001
bis
1'000'000
von
20'000
bis
50'000

mehr 
als
1'000'000
von
30'000
bis
100'000

2 Die Grundsätze für die Bestimmungen des Streitwertes (Art. 27) gelten hier analog.

3 Die Tabelle dieses Artikels kommt ebenfalls im summarischen Verfahren zur Anwendung, das sich auf geldwerte Streitigkeiten bezieht und zu einem Endurteil führt.

Art. 16
Andere nicht geldwerte Streitigkeiten

1 Für nicht geldwerte Streitigkeiten des ordentlichen oder vereinfachten Verfahrens belaufen sich die Gebühren auf 300 bis 8'000 Franken.

2 .Die in Absatz 1 vorgesehene Gebühr ist auch anwendbar auf Verfahren zur Änderung eines Scheidungs-, Tren​nungs- oder Unterhaltsurteils oder der Auflösung einer einregistrierten Partnerschaft.

3 Wenn sich in einem Scheidungs- oder Trennungsprozess oder einem Prozess auf Auflösung der einregistrierten Partnerschaft die Streitigkeit auch auf die güterrechtliche Auseinandersetzung bezieht, wird zudem die in Artikel 15 vorgesehene Gebühr erhoben.

Art. 17
Andere Verfahren

Für andere Verfahren wird eine Gebühr von 100 bis 4'000 Franken erhoben, insbesondere bei Fällen des Schutzes der Kinder und Jugendlichen, bei nicht streitiger Gerichtsbarkeit, im summarischen Verfahren, auf das Rechts beschränkte Beschwerdeverfahren, im Revisions-, Erläuterungs- und Berichtigungsverfahren sowie bei Prozessein​reden.

Art. 18
Berufung und Nichtigkeitsklage an das Kantonsgericht

Die Gebühr wird entsprechend der für Fälle erster Instanz geltenden Tabelle und in Berücksichtigung eines Reduk​tions-Koeffizienten von 60% festgelegt.

III. Im Strafrecht

Art. 19
Verfahren vor dem Polizeigericht 

Für die Fälle, die in die Kompetenz des Polizeigerichts fallen, wird eine Gebühr von 60 bis 500 Franken erhoben

Art. 20
Verfahren vor dem Richter und dem Jugendgericht

Wenn es die Umstände rechtfertigen, die Kosten ganz oder teilweise dem Minderjährigen oder seinen Eltern auf​zuerlegen, wird eine Gebühr erhoben von:

a)
30 
bis 
500
Franken für die Instruktion des Falles;

b)
50 
bis 
500
Franken für das Verfahren vor dem Jugendrichter;

c)
100
bis 
1'000
Franken für das Verfahren vor dem Jugendgericht;

d)
100
bis 
500
Franken für das Berufungsverfahren vor dem Jugendgericht;

e)
100
bis 
1'000
Franken für das Berufungsverfahren vor dem Kantonsgericht

Art. 21 
Andere Verfahren

Für andere Verfahren wird eine Gebühr erhoben von:

a)
50
bis
120
Franken für das Versöhnungsverfahren vor dem Staatsanwalt;

b)
100
bis
5'000
Franken für die anderen Verfahren vor dem Staatsanwalt; 

c)
100
bis
2'000
Franken für das Verfahren vor dem Bezirksgericht;

d)
200
bis
5'000
Franken für das Verfahren vor dem Kreisgericht;

e)
100
bis
2'000
Franken für das Verfahren vor dem Zwangsmassnahmengericht;

f)
400
bis
5'000
Franken für das Berufungs- oder Revisionsverfahren vor dem Kantonsgericht;

g)
100
bis
1'000
Franken für das Beschwerdeverfahren vor der Strafkammer des Kantonsgerichtes oder einem Richter des Kantonsgerichts und bis 5'000 Franken bei internationalen Rechtshilfegesuchen;

h)
100
bis
1'000
Franken für Verfahren vor dem Straf- und Massnahmenvollzugsrichter und in anderen Strafge​richtsverfahren im Sinne des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Strafgesetzbuches.

IV. Im öffentlichen- und Sozialversicherungsrecht

Art. 22
Verfahren vor den Verwaltungsbehörden

1 Bei nicht geldwerten Fällen erheben die Verwaltungsbehörden folgende Gebühren:

a)
Gemeinden, Bezirke, Organe der kantonalen Verwaltung, der Körperschaften und öffentlich-rechtlichen Anstal​ten
60 bis 
600
Franken

b)
Departemente
60 bis 
800
Franken

c)
Staatsrat

60 bis 
1'000
Franken

2 In geldwerten Fällen kann die Gebühr das Dreifache dieser Beträge erreichen.

Art. 23
Verfahren durch Klageeinreichung

Bei der direkten Klage vor dem Kantonsgericht wird die Gebühr gemäss folgender Tabelle festgesetzt:

a)
in Übereinstimmung mit Artikel 17 für das summarische Verfahren, das Zwischenverfahren sowie das Revisions- und Erläuterungsverfahren;

b)
in Übereinstimmung mit Artikel 15 für das ordentliche Verfahren bei geldwerten Fällen;

c)
zwischen einem Minimum von 300 Franken und einem Maximum von 8'000 Franken für ordentliche Verfahren bei nicht geldwerten Fällen.

Art. 24
Beschwerdeverfahren 

Für das Verfahren bei einer Verwaltungsgerichtsbeschwerde wird eine Gebühr von 300 bis 4'000 Franken erhoben.

Art. 25
Sozialversicherung

1 Die Verfahren vor dem kantonalen Versicherungsgericht sind gebührenfrei. Immerhin ist die in Artikel 24 vorgese​hene Gebühr anwendbar, wenn die Partei trölerisch oder leichtfertig gehandelt hat.

2 Das Schiedsgericht im Sinne des Bundesgesetzes zur Krankenversicherung erhebt eine Gebühr von 500 bis 20'000 Franken.

4.  Kapitel: Entschädigungen 

1. Abschnitt: Allgemeines

Art. 26
Honorar des Rechtsbeistands - Bestimmungskriterien

1 Das Honorar hält sich zwischen einem in diesem Kapitel vorgesehenen Minimum und Maximum; berücksichtigt wird die Natur und Bedeutung des Falls, die Schwierigkeit, der Umfang, die vom Rechtsbeistand nützlich aufge​wandte Zeit und die finanzielle Situation der Partei.

2 Das Honorar richtet sich in der Regel nach dem Streitwert.

3 Lässt sich der Streitwert nicht beziffern, so wird das Honorar nach den in Absatz 1 genannten Bemessungsele​menten bestimmt.
4 Die Behörde setzt die Honorare in runden Zahlen fest, indem sie zudem den Sonderbestimmungen in den verschiedenen Prozessordnungen nachkommt. 

5 Die Entschädigungen verstehen sich inklusive Mehrwertsteuer. Wenn der Mehrwertsteuersatz im Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Gesetzes erhöht wurde, passt der Staatsrat auf dem reglementarischen Weg die in diesem Gesetz vorgesehenen Honorare an.
Art. 27
Streitwert

1 Der Streitwert beurteilt sich nach den Bestimmungen der ZPO. In der Regel, werden die Beträge der Haupt- und Widerklage zusammengezählt.

2 Wenn die Begehren einer Partei offensichtlich übersetzt sind, wird das Honorar festgesetzt aufgrund der Begehren, die sie in guten Treuen hätte stellen sollen.

Art. 28
Honorar des Rechtsbeistands - Sonderfälle

1 In Fällen, die eine aussergewöhnliche Arbeit erforderten, insbesondere wenn sie teilweise ausserhalb der orden​tlichen Arbeitsstunden ausgeführt werden mussten, wenn die Beweismittel zahlreich und schwierig beizubringen oder zu koordinieren waren, das Dossier des Beweisverfahrens einen ganz besonderen Umfang annahm, die Rechts- und Sachverhaltsfragen heikel waren, der Rechtsbeistand mehrere Parteien vertreten musste oder sein Klient mehre​ren Parteien gegenüberstand, kann die Behörde als Honorar einen höheren Betrag gewähren als im Tarif vorgesehen ist.

2 Wenn ein offensichtliches Missverhältnis besteht zwischen Streitwert und Prozessinteresse der Parteien oder zwischen der Entschädigung gemäss vorliegendem Tarif und der effektiven Arbeit des Rechtsbeistands, kann die Behörde das Honorar unter das erwähnte Minimum senken.

3 Im Falle des Prozessabstandes, des Beschwerderückzuges, des Säumnisurteils, des Vergleichs, des Nichteintretens und allgemein, wenn der Fall nicht durch ein Sachurteil endet, können die Honorare entsprechend gekürzt werden.

Art. 29
Unentgeltliche Rechtspflege

1 Der Rechtsbeistand, welcher gestützt auf die Bestimmungen über die unentgeltliche Rechtspflege ernannt wurde, bezieht über die Rückzahlung der gerechtfertigten Auslagen hinaus ein Honorar, das 70% des in den Artikeln 30 bis 39 vorgesehenen Pauschalhonorars, im Minimum aber eine angemessene Entschädigung.

2 Das Entschädigungsverfahren für den unentgeltlichen Rechtsbeistand ist in der StPO, der ZPO und im Gesetz über die unentgeltliche Rechtspflege (GUR) und seiner Verordnung geregelt.

2.  Abschnitt: Honorar des Rechtsbeistands in Zivilsachen

Art. 30
Verfahren vor dem Gemeinderichter

1 Vor dem Gemeinderichter wird das Honorar wie folgt festgesetzt:

a)
für den Urteilsvorschlag
50
bis
200 Franken

b)
für das Urteilsverfahren
200
bis
800 Franken

2 Für Revisions-, Erläuterungs- und Berichtigungsverfahren hält sich das Honorar zwischen 200 und 800 Franken.

Art. 31
Andere Streitigkeiten und Zivilsachen geldwerter Natur

1 Bei Streitigkeiten und Zivilsachen geldwerter Natur im ordentlichen oder vereinfachten Verfahren, das in erster oder einziger Instanz entschieden wird, ist das Honorar wie folgt festgesetzt:

Für den Streitwert
die Gebühr ist wie folgt festgesetzt:

in Franken
in Franken



bis
2'000
von
500
bis
1'300

von
 2'001
bis
10'000
von
1'400
bis
2'300

von
 10'001
bis
15'000
von
2'100
bis
3'000

von
 15'001 
bis
20'000
von
2'600
bis
3'600

von
20'001 
bis
30'000
von
3'300
bis
4'900

von
30'001
bis
40'000
von
4'300
bis
6'200

von
40'001
bis
50'000
von
5'300
bis
7'500

von
50'001
bis
60'000
von
6'200 
bis
8'400

von
60'001
bis
70'000
von
6'900
bis
9'300

von
70'001
bis
80'000
von
7'600
bis
10'300

von
80'001
bis
90'000
von
8'300
bis
11'200

von
90'001
bis
100'000
von
9'000
bis
12'100

von
100'001
bis
150'000
von
10'100
bis
14'000

von
150'001
bis
200'000
von
11'600
bis
16'000

von
200'001
bis
250'000
von
13'100
bis
17'900

von
250'001
bis
300'000
von
14'600
bis
19'900

von
300'001
bis
350'000
von
16'100
bis
21'800

von
350'001
bis
400'000
von
17'600
bis
23'800

von
400'001
bis
450'000
von
19'100
bis
25'700

von
450'001
bis
500'000
von
20'600
bis
27'700

von
500'001
bis
600'000
von
22'300
bis
28'000

von
600'001
bis
700'000
von
24'300
bis
30'400

von
700'001
bis
800'000
von
26'300
bis
32'800

von
800'001
bis
900'000
von
28'300
bis
35'000

von
900'001
bis
1'000'000
von
30'300
bis
37'500

über 

einer
1'000'000
3,3
% ohne
 130'000 zu überschreiten
2 Die Tabelle dieses Artikels kommt ebenfalls zur Anwendung auf das summarische Verfahren bei einer Streitigkeit geldwerter Natur, das zu einem Endurteil führt.

Art. 32
Verfahren in Betreibungs- und Konkurssachen

Bei Streitigkeiten, die im Bereich des SchKG zu einer Entschädigung berechtigen, wird das Honorar auf 200 bis 3'000 Franken festgesetzt.

Art. 33
Andere Streitigkeiten und Zivilsachen

1 Bei anderen Streitigkeiten und Zivilsachen wird das Honorar auf 1'000 bis 10'000 Franken festgesetzt.

2 Das in Absatz 1 vorgesehene Honorar findet auch Anwendung auf Verfahren zur Änderung eines Scheidungs- oder Trennungsurteils oder bei Unterhaltsbeiträgen oder beim Verfahren auf Auflösung der eingetragenen Partner​schaft.

3 Wenn sich bei einem Scheidungs- oder Trennungsprozess oder beim Verfahren auf Auflösung der eingetragenen Partnerschaft der Streit auch auf die vermögensrechtlichen Beziehungen bezieht, ist darüber hinaus ein proportio​nales Honorar geschuldet.

Art. 34
Berufungs- und Beschwerdeverfahren

1 Das Honorar wird entsprechend der für Fälle vor erster Instanz massgebenden Tabelle in Berücksichtigung eines Reduktions-Koeffizienten von 60 % festgesetzt:

a)
für das Berufungsverfahren vor dem Kantonsgericht;

b)
für das Beschwerdeverfahren gegen Entscheide der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde.

2 Das Honorar wird festgesetzt auf 500 bis 8'000 Franken:

a)
für das Beschwerdeverfahren;

b)
für das Beschwerde- und Berufungsverfahren an die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde;

c)
für die Revisions-, Erläuterungs- und Berichtigungsverfahren.

3.  Abschnitt: Honorar des Rechtsbeistands bei Strafsachen

Art. 35
Verfahren vor der Strafbehörde 

Beim Verfahren vor der Strafbehörde wird das Honorar wie folgt festgesetzt:

vor dem Staatsanwalt als Vergleichsbehörde
50
bis
200
Franken

vor dem Polizeigericht:
200
bis
600
Franken

vor dem Staatsanwalt für andere Verfahren:
500
bis
5'000
Franken

vor dem Zwangsmassnahmengericht
500
bis
3'000
Franken

vor dem Bezirksgericht
500
bis
3'000
Franken

vor dem Kreisgericht
1'000
bis
8'000
ranken

vor dem Richter oder Jugendgericht in erster Instanz
500
bis 
3'000
Franken

vor dem Jugendgericht im Berufungsverfahren
500
bis
5'000
Franken

vor dem Kantonsgericht im Berufungs- und Revisionsverfahren
1'000
bis
8'000
Franken 

vor einem Richter des Kantonsgerichts oder der Strafkammer im 

Beschwerdeverfahren
250
bis
2'000
Franken

vor dem Straf- und Massnahmenvollzugsrichter und in den anderen  

Strafgerichtsverfahren im Sinne des EGStGB
250
bis
2'000
Franken

4.  Abschnitt: Honorar des Rechtsbeistands im Bereich des öffentlichen Rechts  und im Sozialversiche​rungsrecht

Art. 36
Verfahren vor den Verwaltungsbehörden
1 Die Parteien haben grundsätzlich keinen Anspruch auf Entschädigung für das Verfahren vor einer Verwaltungsbe​hörde, die in erster Instanz entscheidet.

2 Für das Verfahren bei einer Verwaltungsbeschwerde wird das Honorar festgesetzt auf 500 bis 8'000 Franken.

Art. 37
Verfahren durch Klageeinreichung

Bei der Klage vor dem Kantonsgericht wird das Honorar festgesetzt wie folgt:

a)
500 bis 3'000 Franken für Fälle im summarischen Verfahren und für Zwischenverfahren;

b)
in Übereinstimmung mit Artikel 34 für ordentliche Verfahren bei geldwerten Fällen;

c)
1'000 bis 10'000 Franken für ordentliche Verfahren bei nicht geldwerten Fällen.

Art. 38
Beschwerdeverfahren

Für das Verfahren bei einer Verwaltungsgerichtsbeschwerde wird das Honorar festgesetzt auf 1'000 bis 10'000 Franken.

Art. 39
Sozialversicherungen

1 Beim Verfahren vor dem kantonalen Versicherungsgericht und dem Schiedsgericht im Sinne des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung wird das Pauschalhonorar festgesetzt auf 500 bis 10'000 Franken.

2 Das in Artikel 31 festgesetzte Honorar ist auch auf die Verfahren anwendbar, die sich auf Artikel 52 des Bundes​gesetzes über die berufliche Alters- Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge sowie auf Artikel 52 des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung stützen.

5. Kapitel: Verschiedene Bestimmungen, Übergangs- und Schlussbestimmungen

Art. 40
Inkassomodalitäten

1 Die Vorschüsse, die Sicherheiten und die Kosten im Sinne von Artikel 2 des vorliegenden Gesetzes und der StPO und ZPO können nicht mittels Nachnahme einkassiert werden.

2 Wenn die Modalitäten eines Vorschusses nicht durch das Verfahrensgesetz geregelt werden, kann die Behörde verlangen, dass der Vorschuss, unter Strafe der Unzulässigkeit des Gesuches spätestens am Tag der Verhandlung oder der Ausfällung des Entscheides geleistet wird.

3 Der nur von einer Partei verlangte Vorschuss, infolge einer von dieser beantragten besonderen Prozesshandlung, bildet Gegenstand einer speziellen Verbuchung unmittelbar nach Abschluss der Prozesshandlung.

Art. 41
Stempelgebühren

1 Alle Akten im Zivil-, Straf- und Verwaltungsverfahren sowie die Kopien von Akten zum Zweck der Hinterlegung in einem Verfahren vor dem Richter oder der Behörde werden auf freiem Papier geschrieben.

2 Die Urteile, Entscheide, gerichtlichen Vergleiche, Klageabstand und Klageanerkennung, welche die Verpflichtung zur Zahlung einer Summe enthalten, sind vom Wertstempel befreit.

3 Einer Spezialgebühr sind, in Anwendung des Gesetzes über die Schaffung eines kantonalen Fonds für Tuberkulo​senbekämpfung, die Sitzungen des Gemeinderichters oder einer Gerichtsbehörde sowie die Urteile und Entscheide der Gerichtsbehörden unterworfen.

Art. 42
Anpassung an die Veränderung der Kaufkraft des Geldes

Der Grosse Rat passt auf dem Beschlussweg die Beträge der Kosten, der Gebühren und des Honorars des Rechtsbeistands ohne Bezugnahme auf den Streitwert an, wenn der Index der Konsumentenpreise ab Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Änderung von 20 Punkten erfahren hat.

Art. 43
Aufhebung

Das Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor den Gerichts- und Verwaltungsbehörden vom 14. Mai 1998 ist aufgehoben. 

Art. 44
Änderung des bestehenden Rechts

1.  Der Artikel 6 des Gesetzes über das Walliser Bürgerrecht vom 18. November 1994 wird geändert wie folgt:

Im Zeitpunkt der Einbürgerung, Wiedereinbürgerung oder Entlassung aus dem Bürgerrecht muss der Gesuch​steller die Entrichtung der gemäss dem Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Ge​richts- und Verwaltungsbehörden (GTar) vorgesehene Gebühr nachweisen.

2.  Der Artikel 13a des Ausführungsreglements zum Gesetz über den Schutz von Personendaten vom 26. Februar 1986 wird geändert wie folgt:

1 Das Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbehörden (GTar.) ist für die Aushändigung von Auszügen und Bestätigungen sinngemäss anwendbar. Das Kosten​deckungs- und Verhältnismässigkeitsprinzip sind zu beachten.

2 Für das erstinstanzliche Verfahren und das Beschwerdeverfahren ist Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 2 GTar sinngemäss anwendbar.

3.  Die 3. Erwägung des Beschlusses betreffend den vom Schuldner im Rahmen des Bezugsverfahrens zu tragenden Anteil an den Verwaltungskosten vom 11. Februar 1987 wird geändert wie folgt:

eingesehen das Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbe​hörden (GTar);

4.  Die 3. Erwägung im Beschluss über die Festsetzung der Tarife betreffend die Gebühren der Steuerregisterhalter vom 27. November 2001 wird geändert wie folgt:

eingesehen das Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbe​hörden (GTar);

5.  Der Artikel 240 Absatz 2 des Strassengesetzes vom 3. September 1965 wird geändert wie folgt:

Sie führt die Untersuchung durch, verhört die von ihr zuvor vereidigten Zeugen und setzt, wenn nötig nach Anordnung einer Expertise, die Höhe der Schäden fest. Die Zeugen werden nach Massgabe des Gesetzes betref​fend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbehörden (GTar) entschädigt.

6.  Der Artikel 1 Absatz 2 des Reglements über die Gebühren und Entschädigungen, die beim Vollzug des Strassenge​setzes erhoben werden vom 29. April 2003 wird geändert wie folgt:

In Fällen, die in diesem Reglement nicht vorgesehen sind, wird die Behörde sinngemäss vorgehen, wobei sie sich auf die Bestimmungen des Gesetzes betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbehörden (GTar) stützt;

7.  Der Artikel 1 Absatz 2 des Beschlusses betreffend die beim Vollzug des Gesundheitsgesetzes anfallenden Kosten und Gebühren vom 26. März 1997wird geändert wie folgt:

Für die im vorliegenden Beschluss nicht vorgesehenen Fälle finden die allgemeinen Bestimmungen des Gesetzes betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbehörden (GTar) sinnge​mäss anwendbar, sowie die Bestimmungen über die Entschädigung der Experten und Mitglieder von Kommis​sionen Anwendung.

8.  Artikel 5 Absatz 1 des Beschlusses über die Kosten und Gebühren für Verrichtungen im Umweltbereich vom 28. November 1990 wird abgeändert wie folgt:

Die allgemeinen Vorschriften, Definitionen und Tarife die Verwaltungssachen betreffen, die im Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbehörden (GTar) geregelt sind, sind anwendbar.

9.  Die 4. Erwägung im Beschluss zur Festsetzung der Gebühren in der Wohnbauförderung vom 23. Februar 1994 wird geändert wie folgt:

Eingesehen das Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- und Verwaltungsbe​hörden (GTar);

Art. 45
Übergangsrecht

1 Das alte Recht bleibt anwendbar, wenn über die Kosten vor Inkrafttreten dieses Gesetzes endgültig entschieden wurde.

2 Im übrigen ist dieses Gesetz anwendbar auf Verfahren, die bei seinem Inkrafttreten hängig waren, wobei die nach altem Recht erfolgten Vorschüsse zu beachten sind.

Art. 46
Inkrafttreten

1 Das vorliegende Gesetz unterliegt dem fakultativen Referendum.

2 Der Staatsrat setzt das Datum des Inkrafttretens fest.
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Département des finances, des institutions et de la sécurité


Service administratif et juridique des institutions


Avenue de la Gare 39, 1951 Sion








Departement für Finanzen, Institutionen und Sicherheit


Verwaltungs- und Rechtsdienst der Institutionen


Avenue de la Gare 39, 1951 Sitten

















� Correction du « vieux » texte


� J’ai rectifié le « vieux » texte, dans lequel on comprenait que le juge devait statuer dans les 30 jours :


„Derjenige, der die Pflicht zur Anpassung der ihn betreffenden Rechte bestreitet, hat den Richter anzurufen, welcher im beschleunigten Verfahren innert 30 Tagen seit Zustellung des Entscheides urteilt.“


Texte français : « Celui qui entend contester l'obligation d'adapter des droits le concernant doit saisir le tribunal de district dans le délai de 30 jours dès la notification de la décision.
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